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Vorbemerkungen : 

Am 5 :7.1962 hat die Ständige Konferenz der Kultusminister 
"Rahmenrichtlinien für die Gemeinschaftskunde in den Klassen 
12 und 13 der Gymnasie:'.1 11 beschlossen ' und damit das in der 

- Saa rbrück_e.r· Rahmenvereinbarung vom 29. 9 . 1961 angekündigte 
Fach Gemeinschaftskunde inhaltlich näher bestimmt. 

Die Gemeinschaftskunde der Klassen 12 und 13 tritt an die 
Stelle der bis zur 11. Klasse selbständigen Fächer Erdkunde, 
Geschichte und Gemeinschaftskunde (Kunde von der Politik). 
Der junge Mensch soll in diesem neuen Fach in angemessenem 
Umfang lernen, unsere gegenwärtige Welt in ihrer historischen 
Verwurzelung, mit ihren sozialen, wirtschaftlichen und 
geographischen Bedingungen, ihren politischen Ordnungen und 
Tendenzen zu verstehen und kritisch zu beurteilen. Er soll 
nicht nur die Aufgaben des Bürgers unserer Demokratie erkennen, 
sondern auch fähig und bereit werden, sich im praktischen 
Gemeinschaftsleben der Schule und später in der gesellschaft-
lichen, politischen und wirtschaftlichen Welt zu entscheiden 
und verantwortlich zu handeln. Hierzu sind sichere Kenntnisse 
ebenso notwendig wie tiefere Einsichten in Wirkungszusammen-
hänge und Strukturen menschlicher Lebensformen und in das 
Wesen politischen Entscheidens und Handelns . Die Gemein-
schaftskunde führt so zu philosophischen Fragestellungen . 

Aus diesem Charakter der Gemeinschaftskunde ergeben sich 
fächerübergreifende Aufgaben . Für ihre Behandlung liefern 
Geschichte, Erdkunde und Gemeinschaftskunde (Kunde von der 
P0litik) facheigene Beiträge . Dementsprechend enthalten die 
folgenden Vorläufigen Richtlinien, die eine anreichernde 
Bearbeitung der am 5.7.1962 beschlossenen Empfehlungen- dar-
stellen, Themen, die vorwiegend von geschichtlichen Frage -
stellungen ausgehen, Themen, die mehr in den erdkundlichen 
Bereich fallen und schließlich Themen, die hauptsächlich aus 
dem Gebiet der Gemeinschaftskunde ( Kunde von der Politik ) 
stamm·en . Das bedeutet jedoch nicht, daß der Unterricht in der 
Gemeinschaftskunde aus ' drei Teilen besteht, die lediglich 
auseinandergesetzt werden . Vielmehr sollen bei der Behandlung 
überwiegend geschichtlicher Themen auch erdkundliche und 
gemeinschaftskundliche (poli~ikkundliche) Fragestellungen 
berücksichtigt werden. Entspre~hendes gilt für die überwiegend 
erdkundlichen und g emeinschaftskundlichen (politikkundlichen) 
Themen . 

Die Geschichte hat von der Sache her einen großen und bedeu-
tenden Anteil an den Aufgaben der Gemeinschaftskunde . Sie 
stellt unbeschadet der ihr eigenen besonderen Aufgaben das 
Erfahrungsfeld politis cher Bildung dar und macht das Wesen 



des Politischen und den in seinem Handeln freien und gebunde-
nen Menschen am besten sichtbar . 
Di e Erdkunde trägt zum politischen Verständnis der Wel t 
bei und läßt den jungen Menschen die Bindungen des mensch-
lichen Gemeinschaftslebens an die Erdräume und die Wechsel-
beziehungen von Mensch und Natur erkennen . 

Die Gemeinschaftskunde (Kunde von der Politik) führt i n di e 
Ordnung des gesellschaftlichen, politischen und wirtschaft -
lichen Lebens ein . Sie zeigt Kräftegruppen und Spannungsfelder 
und die Bedingungen der gesellschaftlichen Neuordnungen . Dami t 
fördert s i e die Urteilsfähigkeit , hilft den eigenen politischen 
Standpunkt klären und leistet so einen wesentlichen Beitrag 
zur politischen Bildung. 

* 
In den nachstehenden Vorläufigen Ri chtlinien wurden neuartige 1 
und fachübergreifende Themen besonders ausführlich dargestellt . 

V e r b i n d 1 i c h i s t 1 e d i g 1 i c h d i e 
B e h a n d 1 u n g d e r u n t e r s t r i c h e n e n 
T h e m e n . A 1 1 e s ü b r i g e i s t a 1 s 
A n r e g u n g, B e i s p i e 1 u n d E r 1 ä u t e r u n 
g e d a c h t u n d s 0 1 1 d e m L e h r e r a 1 s 
H an d r e i c h u n g d i e n e n . 
Es bleibt dem Lehrer überlassen, welche der verbindlichen 
Themen er besonders intensiv behandeln möchte . Das darf jedoch 
nicht dazu führen, daß er die erdkundlichen und die gemein-
schaftskundlichen (politikkundlichen) Themen zugunsten der 
historischen Themen vernachlässigt ~der umgekehrt. 
Gerade bei der Erarbeitung dieser Schwerpunktthemen wird der 
Lehrer die Mitarbeit seiner Schüler mit Hilfe der bekannten 
methodischen Möglichkeiten aktivieren können (z.B . Quellen-
interpretation; Auswertung von Statistiken; Lektüre des 
Wirtschaftsteiles von Zeitungen ; Atlas - und Kartenarbeit ; 
Arbeit mit J:onband, Film, Schulfunk; Schülerreferat; 
Gruppenarbeit; Diskussion). 
Auf Lehrervortrag und zügig geleitetes Unterrichtsgespräch 
wird nicht verzichtet werden können bei d.er Vermittlung 
wichtigen Orientierungswissens und bei der Behandlung der 
verbindlichen Themen, die der Lehrer nicht zu Schwerpunkten 
seines Unterrichts macht. Es wird verwiesen auf die 
"Stuttgarter Empfehlungen" vom 28 . /29 . September 1961 
(vgl . Dbl JII/1962 Nr. 21). . 

Der Lehrer hat auch die Möglichkeit, die verbindlichen Themen 
in einer Reihenfolge zu behandeln, die von der hier vorge-
schlagenen abweicht . 

* 
In der Reifeprüfung soll der Schüler an einem der sechs 
Themenkreise, den er sich selbst wählt, seine Kenntnisse 
und Erkenntnisse nachweisen . 

g 
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THEMENKREIS I 

I: GRUNDLEGENDE POLITISCHE , WIR'J:SCHJ. J!'T1ICHE UND SOZIAI,E 
KRÄFTE UND BEvV:EGUNGEN IN EUROPA 

DIE FHANZÖSISChE REVOLU'.fiON UND IHRE AUSWIRKUNGEN 

DER URSA CHENZUSJ,. Iv'.liYI~NR.4.NQ:: RE\' OLU1l1I ~Ji:..ÄRIL SPAii_~Y-~GEN __ ~~!__§'l'AA T ' 
GESEL~§Cffi;J1 11 UND WIR1'SCK.P'r UN:Q._DIE ~I."P._:§EN __ pER _ _AlJ..FKLÄRUNG 

1 . Die revolutionären Spannungen in Staat , Gesellschaft und 
Wirtschaft des Ancien r~gime in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts 

(a) Das wachsende Geldbedürfnis der hrone für Außenpolitik 
und Hofhaltung und die damit verbundene Abhängigkeit 
der Krone von den Parlamenten -
Das Scheitern der Reformversuche der Krone am Widerstand 
der Parlamente, der Maj orität des Hohen Klerus und des 
Hochadels 

(b) Das Anwachsen von Einkommen und vermögen des Bürgertums 
(Handwerker, Kaufleute, Produzenten, Bankiers) durch die 
Wirtschaftspolitik des Merkantilismus bei gleichzeit i ger 
Rechtsunsicherheit und politischer Rechtlosigkeit 

(c) Die provozierenden Ein~ommens - und Vermögensunterschiede 
der bauern: unterschiedliche Formen der Steuere i ntre ibung 
(pays d ' etat und pays d'elect i on) und die jeweils unter -
schiedliche Wirtschaftslage in den einzelnen Provinzen 
(keine Generalisierung der Elendstheorie, dennoch Hin-
weise auf die krisenhafte Verschlechterung der wirtschaft -
lich- sozialen Situation in den Jahren 1788/89) 

(d) Die aufwendige Hofhaltung und der Anachronismus der 
Privilegienwirtschaft (u . a . Steuerungleichheit , Funk-
tionslosigkeit des Adels) in der Kritik von Mitgliedern 
aller Stände ("Abfall der Intellektuellen") 

(e) Die Korrumpierung des öffentlich- politischen Lebens durct 
die Finanz- und Rechtspraktiken der Krone: System der 
Ämterkäuflichkeit (z .B. Steuerpächter) und Anleihepolitik; 
lettres de cachet und lits de justice 

2 . Die Diskussion der revolutionären Ideen der Aufklärung in 
11 societes de pensee 11 (Einfluß der Freimaurer), Flugschriften-
li tera tur und Parlamenten 
(a) \oltaire: Die Mobilisierung der öffentlichen ~e inung 

durch die Kritik an Mißbräuchen und Vorurteilen im ge -
sellschaftlichen Leben 

- 2 -



2 '11HEMENKREI S I 

(b) Montesquieu: Die Konzeption der Gewaltenteilung als Kri -
tik am politischen System des Absolutismus 

(c) Physiokraten : Kritik an der merkantilistischen Wirtschafts- ~ 

B 

politik, besonders an der Verteilung und Bildung des 
Reichtums; Steuertheorie und ständischer Stufenaufbau 

(d) Rou sseau : Die Verneinung der sich auf das historische 
Recht berufenden staatlichen Gewalt durch das Vernunft -
recht: Forderung der Volkssouveränität 

(e) Die revolutionäre Staatsgründung der USA als Vorbild 
einer Realisierung naturr echtlicher Staatsvorst ellungen 

GESICHTSPUNKTE ZUM VERLJ.UF DER REVOLU'l1 ION 

1 . Freiheit und Gleichheit der Staatsbürger in 'den einzelnen 
Phasen der Revolution; Problem der formalen und sozialen 
Freiheit und Gleichheit 

2 . Die Auseinand erse tzung zwi schen liberaler und totaler 
Demokratie (Montesquieu und Rousseau ; Rechtfert igung des 
Terrors durch Berufung auf die voionte generale 

3 ; Die Radikalisierung der innenpolit ischen Entwicklung durch 
die außenp6litische Bedrohung 

4. Der weltbürgerliche und nationalstaatliche Aspekt revo-
lutionärer Propaganda und Politik .( 11 paix aux cabanes, 
guerre aux chateaux", "Allons enfants ' de la patrie") 

C AUSWIRKUNGEN. DER J!'RAIJZÖSISCHEN RKv üLU'J.1ION -- --·-· -·-- ---
1 . In der Ide e : 

Rechtsgleichheit - Menschen und Bürgerrechte - Kosmopoli-
tismus und N~t ionalgedanke 

2 . In Staat und Gesellschaft : 
Massenbewegungen (Freiheitskriege, Unabhängigkeitskämpfe, 
Revolutionen; vgl . Abschnitt "Liberalismus und der Gedanke 
des Nationalstaates'') - Plebiszitärer Cäsarismus - Liberale 
Demokratie (Verfassungsstaat) - Verän~erung des euro -
päischen Staatensystems · 

THEMA 2 : JHE INDUSTRIELL~ RBV01U'l1ION UHD DIE UMBILDUNG DER GESELLSCHAFT 

A DI.r: \! ORA USSE 1l'ZUNGE.N DER "HJDUS1lRißli_;EN REV OLUT IOIJ" 

1 . Die Folgen der Agrarreformen in England , Deutschland, 
später auch in Rußland (Aufteilung des Gemeindelandes -
wirtschaftliche Schwierigkeiten der neuen Freistellen-

3 

• 

• 



• 
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bes i tzer - Entstehung der ~andarmut - Abwanderung in die 
Städte); die Abhängigkeit vondGrad und Schnelligkeit der 
Industrialis i erung von der Besonderheit der Agrarent -
wicklung (vgl . Frankreich, Dänemark) 

2 . Die Wechselwirkung zwischen politischer Entwicklung, 
technische r Entw i cklung und Bevölkerungsbewegung (Fol -
gen der wir tsch2ftlich-sozialen Ges~tzgebung im Verlauf 
der Französ i schen Revolu.tion - Kantinentalsperre - [i;r-
fi ndungen - Bevblkerungszunahme) 

B DIE V ßRÄNDERUNG·EN IM VERLA U1'' DER "INDUS 1J.'RI.EL1EN REVOLU1i.1I ON 11 

1 . Die Umbildung der Gesellsch2ft : Klassengesellschaft 
statt Ständegesellschaft (Proletariat und Bourgoisie -
Die soziale Frage) · 

2 . Bildung v on Industriestädten und Industriezentren 
·3 . '·'/andel der Wirtschaftsgesinnung (Gewinnstreben - Konkur -

renzkampf - Manchestertum) und der ökonomischen Theorie 
(Ada:n Smi th) 

4. Allmähliche und unterschiedliche Veränderung der auf 
"feudalen 11 Sozialstrukturen beruhenden Machtverhältnisse 
(vgl . Wahlrechtsreformen in England; Stellung von Adel 
und Großgrundbesitz in Preußen) 

C Reaktionen auf Revolution und lndustrialisierung 

1 • Der Liberalismus (vgl . Abschnitt "Der .Gi beralismus und 
der Gedanke des 1~ationalstaates 11 ) 

2 . Der Konservatismus (vg..L . .Abschnitt "Der Liberalismus und 
der Gedanke des lfa tionals taa tes n) 

3 . Der Sozialismus (vgl . Abschnitt 11 Der Sozialismus 11 ) 

THEMA 3 : DER LIBi:;RALISMUS mm DER GEDANKE DES NA'.l'IONALSTA;,'.L1ES 

Liberale und nationalstaatliche Ideen, so verschieden sie 
in ihrer Herkunft sind, verbinden sich in der politisch -
gesellschaftlichen Wirklichkeit . 

1 . Der p o l : i t i s c h e Liberalismus 

(a) Aufklärung (besonders Locke und Montesquieu als 
Ursprung) ; Ideal eines rational geordnet~n, von 
freien BUrgern bestimmten \erfassungssta~tes; 

- 4 -



4 1.I:HEMENK."REIS I 

Schutz des einzelnen vor staatlicher Willkür : 
Verfassung mit Schutz der Bürgerrechte (Menschen-
rechte); Forderung nach einer gewählten Volksvertre-
tung 

(b) Wilhelm von Humboldt: 
Begr enzung des Sta~tszweckes auf Sicherung von 
Ei gentum und Ordnung; 
Forderung nach freier Entfaltung der selbstverant -
wortl ichen Persönlichke i t ("Ideen zu einem Versuche, 
die Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu bestimmen", 
1792) 

(c) John St . Mill: 
Einbeziehung spezifisch demokratischer Elemente in 
die liberale ~heorie: Allgemeines ~ahlrecht , auch 
das der Frauen; 
Problem der Herrschaft der Massen ; 
Freiheit für den einzelnen und engbegr enzter Staats -
zweck ( 11 Von der Freiheit ", 1852) 

2. Der w i r t s c h a f t 1 i c h e Liberalismus (vgl. 
Abschnitt "Die Industrielle Revolution und die Umbildung 
der Gesellschaft) 

B DIE EN1'WICKLUNG- DES NATIONALSTAA'J:SGEDANKENS 

Französische Revolution und deutsche Romantik (vgl . auch 
Herder) als Ursprung : Ideal der Einheit von Vo l k und Staat 

1. Der 11bera l e Nationalstaatsgedanke 
Wille zur Selbstg~staltung der Nation durch eine frei -
heitliche Verfassung nach den Prinzipien des ~aturrechts 
(vgl. Pf iz er ) 

2. Der konservative Nationalstaatsgedanke 
(a) Der Staat al s individuell er Organismus: Der historisch 

gewachsene, nicht vernunftgemäß (naturrechtlich) ge -
ordnete Staat; 

(b) Politische Ordnungen der Vergangenheit (besonders 
des Mittelalters) als Ideal 

(c) Vo lksgeist als schöpfer i sches Element der Nation 
( d) Nicht di"e ordnende Vernunft ae·s i'.fonschen, sondern 

der. Wille Gottes als höchstes Prinzip (vgl. Burke , 
Adam Müller , Stahl , Ranke; der Freiherr vom Stein 
in seiner Sonderstellung) 

C Lib erale und nationa l e Bewegungen in Europa und Amerika : 
Widerstand gegen die durch den Wiener Kongreß bewirkte 
Restauration der alten politischen Ordnung (in Deutschland -
Europa - Südamerika) 

- 5 -
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5 THEMENKREIS I 

DAS REVOLUTIONSJAHR 1848 

DIE VERFLßCH1iUNG LIBERALER..i. NA'l'!Q.~A~ß.__Q~~D _§~A;LER 
BE'hEGUNGEN ---------
1. Die Verfassungsfrage 
2 . D~e Frage der nationalen Einheit und das Nat ionalitäten-

problem 
3 . Die sozia l e Frage 

Die Einigung Deutschlands durch Bismarck und die Sicher ung 
der Einheit . (Auf eine ins einzelne gehende chronologische 
Behandlung sollte verzichtet werden .) 

1. Bismarcks politisches Denken 
2 . Bismarck und die Parte ien 
3. i~J3_11.~G UHD VERFA.SS):l_f.'JQ„fil{IRKL IOHKErt: DES DEU'l'SCHEN 

REICHBS NACH 18) 1 

DER SOZIALISr.füS 

DIE LEHRE VOiT KARL M.A.RX UND FRIEDRICH ENGELS 

1 . Die Distanzierung von den "utopischen Sozialisten 11 

2 . Grundzüge des Historischen Mater ialismus: 
(a) Das Verhältnis von Basis und Überbau : 

Produktivkräfte - Produktionsverhältnisse - juri -
stische und politische Institutionen - ideologische 
Bewußtseinsformen 

(b) Die dialektische ("naturgesetzliche") Entwicklung 
des Geschichtsprozess es 

3 . Grundzüge der Politischen Ökonomie : 
(a) Die Mehrwert -, Konzent rations -, Verelendungstheorie 
(b) Dfe Revolutionstheonie und di 6 Vorstellungen von 

der kommunistischen Gesellschaft 
Dabei können folgend e Begriffe geklärt werden : 
Kapitalist - Proletarier - Klassenkampf - Staat als 
Instrument der herrschenden Klasse - Ideologie - Utopie -
Selbstentfremdung - Neuer Xenoch - Determination und 
Freiheit im Geschichtsprozeß 

- 6 -



6 THEMENKRE I S I 

B DIE ENTWICKLUNG DES FRE IHEI1'LICHEJ!_~OZ1i1.L:UR'1..tz.§ 

1 . Der Binfluß der Gewerkschof ten und der wirtschaftlichen 
Entwicklung auf die fheorie des Revisionismus 

2 . Die Ablehnung der Konzentrations- und Zusammenbruchs -
theorie durch di e Revisionisten; z . B . Eduard Bernstein : 
"Die 'foraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben 
der Sozialdemokratie ", 1899 

3 , Die Entwicklung der SPD von der staatsverne i nenden zur 
staatstragenden Partei (Kaiserreich , ·~imarer Republik) 

4 , Der Widerspruch zwischen Theorie (Parteiprogramm) und 
Parteipolitik (Hineinwachsen in den Staat) 

5 . Die SPD als Partei des Volkes (Godesberger Programm) 

6 . Die Entwicklung der nichtmarxistischen Arbeiterbewegung 
in England 

THEMA 5 : DER IMPERIALISMUS 

A L'RSJ~.CHEN UND ZIELE DER IMPERIALISTISCHEN .h USBREITU.~G: 

DAS ZUS,\ MMENW IRKEN WIRTSCH.L\ FTLICHER 1 MA CH'1 i) OLI'J:I.SqHE~­
UND _IJ2EOLOGISCHER J.llOTIV;g;_ 

1 . wirtschaftlich - gesellschaftlich : 
(a) Anwachsen der lndustrieproduktion durch Er find.ungen , 

durch neue Fertigungsmethoden, durch Steigerung der 
Energiegewinnung (u .a . Stahlgewinnung : Bessemer 1855 , 
Thomas 1879, Siemens -Martin; Elektromotor) und durch 
starke Zunahme der Bevölkerung 

( b) Verb es ser te Expansions - und Xommunika tionsmöglich-
kei ten durch Eisenbahn, Dampfschiff, Telegraph und 
Überseekabel 

(c) Neue Großindustrien dränf en in wirtschaftlich uner -
schlossene Gebi e te (Rußland, China, Südamerika) und 
Kolonien (vorwiegend "tropische Ergänzungsräume"); 
Doppelfunktion dieser Räume: Rohstofflieferanten , 
Aufnahmeländer für Industriewaren und Kapitalexport 

(d) Staatliche Förderung dieser Bestrebungen schränkt 
mehr und mehr wirtschaftlichen Lib er a lismus der 
Jahrhundertmitte eir, 

- 7 -



7 THEMENKREIS I 

2 . machtpolitisch : 
Die neuen Nationalstaaten (Deutschland, Itali e~und die 
außereuropäi schen Industriestaaten (USA , Japan) sehen 
in Teilnahme an der Weltpolitik (Expansion) Voraus -
setzung für nationale Sicherung. 
Der staatlich gestutzte wirtschaftl iche Wettbewerb führt 
zu politischen Gegensätzen (vgl . I 5 C) 

3 . i deologisch : 
( a) "Miss ion der weißen Vö lker 11 zur Ausbreitung der 

euro~äischen Zivilisation 
(b) Konkurrierendes Sendungsbewußtse in der einzelnen 

Nationen 
(c) Nationali stische Vorste ll ung vorwiegend b Urgerlicher 

Gruppen und Vierbände in allen Ländern (z . B . Action 
francaise - Deutscher Kolonial- und Flottenverein, 
panslawistische Gruppen - Narodna Odbrana ) 

(d) Pseu.dodarwini stische Überzeugung vom "Kampf ums 
rase in" der Völker 

(e) Vorstellung einer endgültigen Aufte ilung der Welt 

B Die Formen der imperialistischen Ausbre it ung 

Die Verflechtung der einzelnen Motive wird s i chtbar an der 
Art und Weise des Vorgehens der einzelnen Staaten . In den 
Formen der Ausdehnung können unterschieden werden: 

m a r i t i m P, (England , Frankreich, Deutsch-
land, USA , Japan) u n d 

k 0 n t i n e n t a 1 e (USA, Rußland) 
E X p a n s i 0 n; 

die Stellung der abhängigen Gebiete reicht von der völligen 
Annexion über deren Verschleier ung (Protektorat) bis zur 
wirtschaftlichen Abhängigkeit . 
Das imperisalistische Vorgehen kann verstä~dlich gemacht 
werden an einem Be i spie l (etwa England in Agypten , Südafr ika 
oder Indien; Frankreich in West - und Äquatorialafrika; 
USA in Mittelamerika) 

C Die Folgen der imper i alistischen Ausbreitung filr die Welt -
politik 

1 . Der allge meine Wettbewerb um Macht - und Einflußsphären 
ftihrt zu Zusammenstößen der konkurr ierenden Staaten , 
wodurch die Spannungen in Euro pa zunehmen (u . a . Faschoda , 
russirch-japanischer f~ieg) 

- 8 -
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(a) Dabei gelingt der abwägenden Po l itik Englands der 
Ausgleich mit den Konkurrenten auf der Basis der Ab -
grenzung der Machtsphären (englisch - japanisches 
Bündnis, Entente , engl isch - russischer Ausgleich) 

(b) Deutschlands Drängen nach dem "Platz an der Sonne" 
führt zu seiner zunehmenden Isolierung (Kolonial -
politik der Nach -Bismarck- Zeit ; deutsch - englische 
Bündnisgespräche und Bemühen um Kontinentalblock; 
Primat des Militärischen in Tirpitz ' Flottenbau-
politik und Schlieffens Kriegsplan ) 

2 . Als Folge dieser Entwicklung Versteifung des Gegensatzes 
zwischen den Machtblöcken (Marokkokrisen) und wachsende 
Bedeutung·der europäischen Gegensätze (Balkankrisen) 

D DER ERSTE WEI/L;KRIEG AliS HÖHEPUNKT DER IMPBRIALIS'.J:ISCHEN 

Zu verzichten ist auf eine Behandlung von Einzelheiten des 
Kriegsverlaufs 

1 . Der Erste Weltkrieg als Höhepunkt der imperialistischen 
Entwicklung wird gekennzeichnet durch~ 
( a) Das -verhalten der einzelnen Staaten in der Julikrise 

1914 und der staatstragenden Schichten und Gruppen 
bei Kriegsausbruch; 

(b) durch die zunehmende Militarisierung und Nationali-
sierung des europäischen Bürgertums , die ihren A~s­
druck in.den aussc~~eifenden K~ieesz~elen (deutsche 
Denkschriften, all11erte Vertrage) findet . 

2 . Der Weg zum "totalen Krieg 11 wird deutlich an : 
(a) de:;_" Techn:;..sierung (.Materialschlacht, Stellungsk:i·ieg, 

Luftkrieg, Gaskrieg), der Ausweitung auf Nicht-
~affenträger (uneingeschränkter U-Bootkrieg , Blockade); 

(b) der Rolle der Propaganda (zunehmende IdeologiJierung); 
(c) dem Übergang zur zentralen Wirtschaftsfilhrung und der 

Zusammenfassung aller ~räfte unter zivilen Politikern 
(Clemenceau, Lloyd George) oder durch Diktatur der 
Miiitärs (Hindertburg, Ludendorff) ; 

(d) der Mobilisierung der kolonialen Hilfsquellen, 

3, Die Reak~lon auf die katastrophalen Folgen der impc~~a­
listisc~c~ Politik: 
(a) Friedenssehnsucht der Völker (Friedensresolu~ion des 

Reichtages 1917, Bedeutung des Friedensgedankens 
flir die Russische Revolution) 

a --_; 
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(b) Wilsons Hoffnung auf eine friedliche demokratische 
Welt gewinnt politischen Einfluß (14 Punkte, Selbst -
bestimmungsrecht ) 

(c) Koloniale Völker fordern Selbstbestimmung (Ägypten, 
Arabien , Indien) 

- 10 -
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THEMENKREIS II : DIE TO~:ALITÄREN IDEOLOGIEN UND IHRE HERRSCHAFTSFORMEN 

THEMA 1 : DIE RUSSISCHr; RBVOLUrrION 1917 (VORGE3CHICH'l'E UND AUSWIRKUNGEN ) 

1 . Massenelend der russ i schen Bauern auf Grund ihrer 
ökonomischen Abhängigkeit von der kapitalistisch betrie -
benen Gutswirtschaft (schutzlose Tagelöhner) und auf 
Grund der zu kleinen Landlose 

2 . Massenelend der Arbeiter, besonders in den Industrie -
zentren: absolute Schutz - und Rechtlosigkeit 

3. Mangelndes Selbstbewußtsein des politisch und wirtschaft -
lich wenig bedeutenden Mittelstandes 

4 . Revolutionäre Neigungen der "Intelligentsia" 

5. Mangelnde Verbundenheit des auf seinen Privilegien be -
harrenden Adels mit dem Volke und seinen Nöten 

6 . Starres Festhalten des zaristischen Regimes an der Auto -
kratie, Versanden von Reformversuchen (Revolution von 
1905; Duma; Stolypin) ; Versuch, durch Russifizierungs -
~olitik, Judenpogrome und Flucht in die Außenpolitik 
( 1904/05 und 1914) über die soziale Krise hinwegzu-
kommen 

7 , Revolutionära Organisationen und Parteien 
( a) Revol i.::.tionärer Liberalismus ( "Kadetten" , iVlil j ukow) 

strebt nach politischen, nicht sozialen Reformen : 
Beseitigung des autokratischen Regimes und die Kon -
stituier~ng eines parlamentarisch - demokratischen 
Rechtsstaates 

(b) Sozialre~olutionäre 
Agrarsozialismus (Mir); fräger der Revolution : 
"lntellige:1tsia 11 , Bauern und Arbeiter 

(c) Sozialdemokraten 
Marxisten, stü.tzen sich auf "Intelligentsia" 
und Arbeiter: Spaltung in Menschewiken und 
Bolschewiken: unterschiedliche Auffassung von der 
Parteiorganisation und vom Weg zum Sozialismus 

B FEBRUARREV01u'.fl0l~ UHD OKTOBERREVOLU'.L'lON ALS GRUNDLAG.C: DnR 
BOLSCHEWISTISCE.l~N HERRSCHA:B1 '.r 

1 1 
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1 . Aus dem Ursichenzusammenhang: 
(a) v erschärfung der sozialen Not der '.Bauern · und Arbei t ,er 

durch die Desorganisation der Wirtsoha1t im Ersten: 
W~ltkrieg: die Notlage der ·Städte, revolutionäre 
Verschärfung der bäuerlichen Forderung nach Land -
a l'.fteilung 

(b) Die Kette der russischen Niederlagen 1914 - 1917 

2 . Das Scheitern der nichtbolschewistischen Kräfte 
(a) Rivalität zwischen der zunächst liberal - demokrati -

schen, dann vorwiegend soz ialrevolutionären Provi -
sorischen Regierung und -de n SOwjets ( "Doppelherrschaftir ; 
zunehmender bolschewistischer Einfluß) 

(b) Kriegspolitik Kerenskis (Bündnis mit den demokra -
tischen Westmächten), die Friedenssehnsucht der 
Massen (Forderung nach Landaufteilung) 

(c) Ausnutzung dieser Faktoren durch die Bolschewiken 

3 . Der Sieg der Bol schewiken 
(a) Lenins Persönlichkeit und seine Revolutionstheorie 

(vgl. II 2 A) 
(b) Verhinderung der Zusammenarbeit mit der Provisori -

schen Regierung (April - 'l 'hesen: "Alle Macht den 
Sowjets" ! ) 

(c) Der Zusammenbruch der Produktion, des ~ransport ­
wesens, der Finanzen; der Kerenski - Offensive und des 
Kornilow - Putsches 
und der Staatsstreich Lenins und Trotzkis 
( 11 Permanente Revolution") 

(d) Die Sicherung des Staatsstreiches durch Dekrete über 
den Frieden, über den Grund und Boden, über die 
Arbeiterkontrollen in Industriebetrieben und durch 
Gründung der Tscheka; Vorschlag eines allgemeinen 
~I aff ens tills tandes 

(e) Auflösung der Nationalversammlung und schrittweise 
Zerschlagung aller nichtbolschewistischen politischen 
Gruppen 

4 . Das Scheitern der Gegenrevolution 
(a) Ursachen der gegenrevolutionären Wellen 
(b) MilitäriscLe, politische und persönliche Gründe 

für das Scheitern der Gegenrevolution 
(c) Die Rolle der Entente -Mächte 
(d) Die Festigung der bolschewistischen ·Dik t atur durch 

Rote Armee - Tscheka NEP 
. . 

•. , . - 12 -
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THEMA 2: DIE BOLSCHEWISTISCHE STAATS - UND GESEL1SCHAFIJ.1SLEHRE SEIT 
LENIN 

A Stellung des Marxismus-Leninismus zu Gesellschaft, Partei und Staat 

1 . Imperialismus-Theorie 

(a) Notwendigkeit des Kapitalexports auf Gr~nd der fallen -
den Profitrate: Zwang zu imperialistischer Politik 

(b) Koloniale und halbkoloniale Staaten als natürlich 
Verbünd e te des revolutionären Proletariats 

(c) Bedingungen für die Revolution: 

2 . Die 
(a) 

(b) 

( c) 

(d) 
( e) 

o Die ndurch die imperialistische Kapitalis tenklasse 
bestochene Arbei teraris tokra tie 11 darf der Revo -
lution nicht in den Rücken fallen 

o Die Kette des "Weltkapitalismus" kann auch ohne 
bestimmten ökonomischen und kulturellen Reife -
grad in zurückgebliebenen Ländern reißen 

'.rheorie der "Partei neuen Typus" 
Arbeiterkla s se besitzt nur "gewerkschaftliches Be-
wußtsein", sie erhält sozialistisches "Klassenbe -
wußtsein" nur durch revolutionäre Intelligenz 
Partei als revolutionäre Avantgarde der Arbeiter-
schaft (Partei von Berufsrevolutionären) 
Zentralistischer Aufbau der Partei (Rolle des Zen -tralkomitees) 

Massenorganisationen als "Transmissionsriemen" 
Die Identität des politischen Willens der ~ erktätigen 
mit dem Willen der Partei: zentralistischer Aufbau (Rolle des ZK) 

3 , STAA '.l:S - UND REVOLU'fIONSLEHRE 

(a) ~heorie der Klassenbündnisse (z . B. Bauernschaft 1917 in Rußland) 

(b) "Diktatur des Proletariats" : Der sozialistische 
~taat als Machtwerkzeug des Proletariats während der 
Ubergangsperiode zum Kommunismus 

(c) Ablehnung der parlamentarischen Demokratie als eines 
Vorwandes fü:r di e "Diktatur der Mind erheit" 

(d) Das Absterb~n des Staates in der kommunistischen Gesellschaft 

- 13 -
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4 . Dialektischer Materialismus 
(a) Welt ist Materie ; die Bntwicklungsgesetze von 

Natur und Gesellschaft sind erkennbar 
(b) Entwicklung vom Niederen zum Höheren 
(c) Umschlag von Quantität in Qualität 
(d) Der "Gegensatz " als lVlotor der Entwicklung 
(e) Einfluß des dialektischen Materialismus auf 

Vlissenschaf t und .'.\unst 
(f) Konsequenzen ftir Bewußtsein und Handeln der 

Kommunisten 

5 . Historischer Materialismus 
(vgl . I 4A 2.) 

6 . Die ~echtstheorie 
( a) Der Marxismus -.Leninismus als "wissenschaftlich -

o b j ekti ve" Grundlage des Rechts ( "Objektivität 
ist Parteilichkeit") 

(b) Recht als "zum Gesetz erhobener Wille der Arbeiter -
klasse" 

(c) Primat des Kollektivs vor dem Recht des einzelne~ 

DAS BOLSCHEWISTISCHE HERRSCHA FfSSYSTEM 

1 . Grundlagen der 8owjetischen Weltmachtstellung 
(a) Mobilisierung der g~samten Bevölkerung ftir das 

Weltmachtstreben der kommunistischen Führung 
(b) Aufbau der sowjetischen Streitkräfte 
(c) Koll ektivierung der Landwirtschaft und Industriali -

(d) 

(e) 

sierung des Landes (Fünf - Jahr-Plan) unter unend-
lichen Opfern .und zeitweisen Rückschlägen 
Kommunistische Internationale (IQ.ee der "Weltre.vo- · 
lution" , Rolle der kommunistischen Parteien und 
"Frontorganisation" in nichtkommunistischen 
Ländern) · · 
Sowjetischer iVlachtzuwachs 'seit dem Zweiten Welt -
krieg ' 

2. Die 11 Säulen" der kommunistischen Herrschaft 
(a) Der Parteiapparat 

o FQ::i.~tc.i als "leitender Kern aller Organisationen 
der Werktätigen, der ·gesellschaftlichen wie der 
staatlichen" . und als "beseelende und lenkende 
Kraft des Sowjetlandes" 

- 14 -
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o Führende Ro l le der Parteigremien , ihr We i sunga -
recht gegenüber den übrigen Appar aten und Ein-
richtungen auf allen Ebenen (vom Präs i dium des 
ZK bis zum Sekretariat der Betr i ebsparte iorgani-
sation) 

o Personalunion i n wichtigen Partei - und Staats -
ämtern 

o Beherrschende Stellung der Par t ei presse 
( b ) Der Staatsapparat und die "Erfassung " des Einzel-

menschen 
o Scheinparlament und Scheinwahlen (Wahl ist ni cht 

Auswahl, sondern Akklamation) 
o "Begeisterte Einstimmigkeit" 
o Griff nach dem Einzelmenschen ("Selbstver -

pflichtungen", "Agitation", "Si chtwerbung ", 
"Haus- und Hofgemeinschaft ") 

o Pseudosakral e Handlungen des kommunistischen 
Staates (z .B. Jugendweihe) 

(c) Der Wirtschaftsapparat 
o Machtstellung der riesigen Planungsbürokratie 
o Der Einzelmensch ist dem Wirtschaftsapparat 

ausgeliefert ohne Schutz durch unabhängige Ge -
werkschaften ( 11 Schulen des Kommunismus " ) 

(d) Der Sicherheitsapparat und die Rechtspraxis 
o Revolutionsger ichtsbarkeit : Gerichte als Instr u-

mente des "Roten Terrors 11 

o Tscheka - GPU - NKWD - MWD - KGB 
o Rechtswesen in der Stalinzeit : administrative 

Verurteilung , Schauprozesse , Straflager 
o Abbau der stal i nistischen Rechtsprakt i ken unter 

Chruschtschow : Verurteilung der Verstöße gegen 
"sozialistische Gesetzl i chkeit"; Diskussion der 
Fachpresse über dechts siche r he i t des Staatsbürgers . 
Trotzdem we i terhi n Rechtsunsicherheit dur ch : 
abhängige Stellung des Richters , Beurteilung 
des 3echtsfalles nach der "Gesellschaftsgefähr -
lichkei t 11 , "Parasi tengesetze" , zahlreiche "Staats -
verbrechen " 

(e ) Bewaffnete Stre i tkräfte 
o Größte Anstrengungen zur Modernis i er un g und 

Erhöhung der Schlagkraft der Armee 
o Stellung der Partei und des Staatssicherheits -

dienstes in der Armee 

- 15 -
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o Militar istischer Charakter des Regimes (Uni-
formen, militärisches Vokabular) 

o Paramilitärische Organisationen 
( f) Massenorganisi tionen 

r 

o Verbot, irgendeine Organisat ion zu bilden, di e 
nicht der Partei untersteht 

o Gewerkschaften, Jugendorganisationen, Frauen-
crganisationen, Organisationen der ~ultur­
schaffenden usw. 

3. Gesellschaftliche Schichtung im kommunistischen Staat 
(a) Absonderung der fUhrenden Funkt i onäre 
(b) Die t:Neue Klasse " 

3: DER NJ;.~rIONALSOZI.ALISMUS 

Vorbemerkungen: 
Für die politischen Voraussetzungen, die das mtstehen des 
Nationalsozialismus begünstigten, wird auf die folgenden, 
bei der Behandlung der Geschichte der Weimarer Republik 
erörter~en Probleme hingewiesen : 

1. Die Ursachen der staatlichen Katastrophe von 1918 

2, Tiie pol iti schen und strukturellen Schwächen der 1ile i rnarer 
Republik: Dis n i chteingestandene Niederlage (Dolch-
stoßle~ende); die Versailles-Ideologie; die Verfassungs-
krise tArt . 48, 25 und 53 WRVerf .); Demokratie ohne 
Demokraten (Richter, Beamte , Reichswehr und Reichsmarine); 
das fehlende Staatsbewußtsein (an tidemokratische St i m-
mungen und ~cndenzen); Ablehnung des parlamentarisch-
demokratischen Staates ; die inneren Belastungen (BUrger-
kriegsaituation; ö~onomi sche Krisen; Kriegsfolgen -
diskussion; Außenpolitik ohne Rückhalt in der Bevölkerung; 
RadikElj_sierung der politischen Fronten). 

L DIE NA 1.L'IONALSOZIALIS'.rISCHE "WELTANSCHI~ UUNG 11 

Hauptmerkmale : wenige konstante Faktoren , die einer geistes -
gasdhichtlichen Analyse standhalten ; viele auf irrationalen 
'Hunschvorstellungen , Enttäuschungen und Ressentiments auf -
bat: 8nc',e politische "Allheilrai ttel n , die der Tagespolitik 
angepaßt werden und auf die das Hauptaugenmerk der Be-
völkerung gerichtet ist. • 

- 16 -
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1. Voraussetzungen des Rassenantisemi~ismus 
(a) Rassenbewußtsein: Glaube an die Vorherrschaft der 

"arischen Rasse" 
Gobineau; Übertragung sprachwissenschaftlicher Be-
griffe auf biologische Gruppierungen: "Arier", 
"Semiten"; Chamberlains Verengung: arisch-germanisch-
deutsch; Führungsanspruch der germanischen Völker; 
"arische Rasse 11 als allein kul turträch tige 

(b) Judenhaß und Antisemitismus: Untermauerung vorhan-
dener antisemitischer Strömungen 

2. Der Beitrag des Nationalsozialismus zum Rassenantisemi-
tismus 1 

(a) Zusammenfassung des rassenantisemitischen Denkens -
und dessen Umsetzung in den aktuellen politischen 
Bereich 
Die "Gegenrasse": der notwendige Feind als Inte-
grationsfaktor des totalitären Staates; Fiktion 
der 11 ~/el tverschwörung 11 

(b) Rassentheorie und Nürnberger Gesetze 
Die Unmöglichkeit klarer Definitionen; die angeb-
liche "Judenrepublik" 

3. Das 11 Großgermanische" Reich und der Anspruch auf 
11 Lebensraum" 
(a) Völkisches Gedankengut; Reinerhaltung der Rass e ; 

Züchtungsutopien. Traum vom germanisch-deutschen 
Reich; . "Blut- und Boden-Mystik" 

(b) Der Anspruch auf "Lebensraum" und die imperialisti-
schen Europavorstellungen ("Mein Kampf"; Himmlers 
Denkschrift vom Mai 1940; Bormanns Aktenvermerk 
vom 16.7.1941) 
"Arische Herrenrasse 11 , Ausschaltung der "jüdischen 
Rasse", slawische "Rassengrupp ierungen" als Sklaven 

(c) Elite- und Herrschaftsbewußtsein : Ordensideologie 
(SS) als Voraussetzungen der Herrschaft der 
"Herrenrasse" 

4, Antichristliche Komponente 
( a) Germanenkul t und nordische Mystik (Rosenb ergs "Mythus 11 ) 

(b) Das positive Christentum und die Wirklichkeit; 
nationalsozialistische "We ltanschauung" als 11 heils-
lehre"; Grenzen des Anspruchs 

(c) Bekämpfung der Kirchen als "internationale" Organi-
sationen; Unv ereinbark eit des religiösen Glaubens 
mit der totalitären Staatsform 

- 17 -
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5. Y/eitere Merkmale de r nationalsozialistischen"Welt-
anschauung " 
(a) Verherrli chung des Fronterlebnisses ( 1 , ':Tel tkr i eg) 

als Grundlage eines neuen Gemeinschaftsgefühlsg 
~olksgemeinschaft 

( b) Der 11.b.. n tikompl ex": anti individualistisch, an tili beral, 
antidemokratisch , antiparlamentarisch, anti -
marxistisch, antikommunistisch 

( c) Die propagandistisch wirksamen "positiven 11 Ideale und 
Ziele: der Glaube an das neue Reich als Ziel der 
deutschen Geschichte, Rückkehr zum "wahren Deutsch -
tum"; Send ungsbewußtsein; "Wehrhnftmachung" des 
deutschen Menschen ; der starke Staat: national -
sozialistische "Ordnung" anstelle von "demokra ti-
s chem Chaos 11 ; "arteigene " Kultur anstelle 11 jüdisch -
liberalen und marxistischen Geistes " 

(d·) Die politischen Forderungen: Versailler Vertrags -
komplex, Wiederherstellung der deutschen Ehre; 
Stabilisierung der Wirtschaft (Beseitigung der Ar -
beitslosigkeit, "Br echung dor Zinsknechtschaft ", 
nationaler Sozial ismus); Sicherung der deutschen 
Familie als dor "Keiozelle des Deutschtums" 

B DIE TOTALITARE HERRSCID-P 1rSFORM DES NATIONALSOZIALISTISCHEN 
S 1J1AATES 

1. Der "Führerstaat " 
(a) Machtkonzentration in der Hand des "Führers und 

Reichskanzlers": Aufhebung der Gewaltenteilung; 
Gesetz vom 1 . 8 . 1934; der "Führer als oberster 
Gesetzgeber und oberster Gerichtsherr" ; "Ein Volk, 
ein Reich, ein Führer " ; Unverantwortlichkei t; 
Führerprinzip 

(b) Entmachtung der Legislative; personelle und insti-
tutionelle Verzahnung von Staatsapparat und Staats -
partei 
Er mächtigungsgesetz; Personalunion zwischen Staats -
und Parteiämtern; Gesetz zur Sicherung der Einhe i t 
von Partei und Staat 

(c) Reichsstatthaltersystem anstelle der föderativen 
Gliederung des Reiches 
Auflösung des Reichsrates, Gleichschaltungsprozeß 
in den Ländern 

(d) Gleichschaltung und Unterordnung der bewaffneten 
Streitkräfte im Führerstaat (Eid) 
Vereidigung auf den "Führer" und Reichskanzler i 
Wehrhoheit und Aufrüstung 

- 18 -
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2 . Der nationalsozialistische Totalitarismus 
(a) Einparteienstaat; Verbot der Oppo~ition; Herrschaft 

von Partei und angeschlossenen Organisat ionen 
Auflösung und Verbot der demokratischen Parteien, 
Gesetz gegen die Neubildung von Parteien 

(b ) Auflösung oder Gleichschaltung von Organi sat ionen 
und Verbänd en (Gewerkschaften; Wirtschafts - und 
Berufsverbände); Ständestaatsvorstellungen 

(c) Gleichsch8l tung i m kulturellen und wissenschaft-
lichen Bereich (Kammersystem, Lizenzpflicht, Zensur 
und Verbot; Bücherverbrennungen) 

(d) Umorganisation der Wirtschaft; die Wirtschaft im 
Dienste nationalsozialistischer Politik : Vorrang 
politischer Ziele vor wirtschaftlichen 
Finanzierung von Arbeitsbeschaffung und Aufrüstung 
(Mefo -Wechsel ; geheimgehaltener Reichshaushalt als 
Haupt~uelle); Pl anung (die fehlende Gesamtplanung), 
Lenkungsm~ßnahmen (Lohnstopp; Preisstopp; Arbeits -
buch; Bevorratung und Bewirtschaftung) . Mitarbeit 
und Zustimmung der Wirtschaft; Geheimhaltung der 
Aufrüstung und ihrer Kosten 

(e) Lenkung und Regie der öffentlichen Me inung (Reichs-
propagandaministerium) 
Schriftleitergesetz; Presseverbote 

3 . Der nationalsozialistische Unrechtsstaat 
Der Doppelst?at ; No r menstaat und Maßnahmenstoat : Rechts-
ordnung unter dem Vorbehalt des Politischen (Außer-
kraftsetzung der Grundrechte); Gestapo-Herrschaft und 
KZ - System; Volksgerichtshof 
Re i chstagsbrand; Verordnung der Re ichspräsidenten zum 
Schutz von Volk und Staat; Heimtücke - 5esetz; Röhmputsch 
(Staatsnotwehr); \ olksgerichtshofgesetz usw . ; "Recht ist, 
was dem deutschen Volke nützt 11 ; "Gesundes Volksempfinden" 

4 . Die Verwirklichung der "Wel tanscha uung 11 

(a) Versuchte Gleichschaltung und Bekämpfung de~ christ -
lichen Kirchen; Verbot religiöser Sekten 
Konkordat; Deutsche Christen und Bekennende Kirchen; 
Zeugen Jehovas 

(b) Säuberung aller Ber eiche des staatlichen, ~ulturell€n 
und wirtschaftlichen Lebens von "undeutschen Ele-
menten11; an tijüdisci10 Gesetzgebung 
Gesetz zur wiederhersi el lung des Berufsbeamtentums; 
"Arierparagraph 11 in der Praxis; die Ausführungs -
verordnungen zu den Nürnberger Gesetzen 

- 19 -
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(c) Reinerhaltung des deutschen Blutes; Euthanasie als 
Vorstufe der Endlösung der Judenfrage; medizinische 
Experimente im Krieg 

(d) "Endlösung" der Judenfrage 
ReidEkomrnissar für die "Fesb.gung des deutschen 
Volkstums"; deutsche Besatzungspolitik; Brmordnung 
von Millionen Juden 

(e) Vorwegnabm~ des Schicksals der Heimatvertri~benen 
durch große Zwangsumsiedlungen 

(f) Die SS als Instrument zur Durchsetzung der national-
sozialistischen "Weltanschauung " 

• 5. A UßENPOLI'.l:l~ .. JIJIQ_NATIONALS.92 IALifi_'.L1ISQfü.;."WEL_TA.NSC1.IA UUN(J' 
IN IHREM ZU SA I\l1VfäNHAN G 

(a) Revanchekomplex und Antibolschewismus 
Frankreich und Sowjetrußland als Hauptfeinde; Kampf 
ßegen den Versailler Vertrag (Rheinlandbesetzung; 
Anschlußpolitik); Antikominternpakt und Hitler-
Stalinpakt 

(b) Bündnispolitik als Vorbereitung zur Aggression 
"Achse" Berlin - Rom; Werben um die Nachbarstaaten 
und G~oßbritannien (FlottenabkomTien und Nichtan-
griffspakte) 

(c) Nationalsozialistische Großraumpolitik 
"-Großdeutsches Reich"; "Heim-ins-Reich - Politik" 
durch Ans 2hluß und Umsiedlungen; Hegemonialstellung 
im Gegensatz zur Vereinigung Europas; Rolle der 
Satellitenstaaten; Hitler als angeblicher "Retter 
Europas vor dem Bolschewismu::=;"; Zerstörung des 
Deutschen Reiches als Konsequenz 

(d) Der Angriffskrieg (Besprechung vom 3. 2. 1933; 
Roßbach-Niederschrift) als Konsequenz der national-
sozialistischen " .Tel tanschauung" 

6. Der Mensch im totalitären Staat - "Erfassung" und 
Widerstand 
(a) Grenzen des totalitären Sta~tes nationalsozialisti-

scher Prägung im Unterschied zum bolschewistischen 
J taat stalinistischer Prägung; relative Sicherheit 
und Bewee,ungsfreiheit der Gleichgeschalteten bis 
zum Kriegsausbruch i Gleichgültigkeitsproblem 

(b) ~rinzip der ständigen Bewegung; fropagandistische 
Uberrollung; ständiger Appell an die let~ten Werte 

( c) "Erfassung" des i11enschen im nationalsozialistischen 
Staat: Anspruch und Realität; organisatorische 
"Erfassung " dur.ch die Partei und ihre Gliederungen 

- 20 -
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Beeinflussung im Erziehungswesen; Erziehungsideale: 
der "heldis ehe" Mensch; V/ohrt~rtüch tigung 
Propagandistische Zugmittel; Legendenbildung und 
Täuschung der Eevölkerung 

(d) Problematik des Widerstandes im totalitären Staat: 
ethische und politische Gewissensentscheidung einer 
Minderheit; Problematik des Eides; heterogene Zu-
sammensetzung des Widerstandes (von den Kommunisten 
bis zu den Konservativen); 
Widerstandsgru~pen und individuelle Widerstandshand-
lungen , 
~ormen der Verhaltensweisen des Menschen im totali-
tären Staat nationalsozi~listischer Prägung: Gleibh-
gül tigkei t, Kollaboration, opportunistische Haltung, 
oppositionelle Haltung, Widerstand 

(e) Die Bedeutung des deutschen Wid~rstandes 
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THEMENKREIS III: DEU'rSCHLtdfD, SEINE S'J:ELLUNG IN EUROPA UND SEIN 
VERHÄLTNIS ZUR WEVr 

'J:HE.MA. 1 : DIE WEIMARER REPUBLIK 

• 

• 

A DIE -EN'lSTEHUNG DER WEIMhRER R~PUBLIK 

B 

1. Die Revolution von oben: 
Das Verlangen der OHL nach ~!Taffenstillstand und riach 
Parlamentarisierung - das Kabinett Prinz Max von Baden -
die Demokratisierung der Reichsverfassung 

2. Das Abfangen der Novemberrevolution durch das Bündnis 
Mehrheits-SPD - Heer ( .:;bert - Groener): 
Die Matrosenmeuterei - die verspätete Abdankung des 
Kaisers - die Vorgänge in Berlin am 9. November -
die zwiespältige Lage der SPD - das Bündnis Ebert -
Groener - die Entscheidung des zentralen Rätekongresses 
für Wahlen zur Nationalversammlung - Bildung der Frei-
korps - die Niederschlagung der Linksradikalen durch 
Noske 

3. Die Weimarer Verfassung: 
Zustandekommen - Wesentliche Elemente: Grundrechte, . 
Zentralisierungstendenzen, starke Stellung von Reichs-
präsidente·n und Reichstag „ Verhältniswahlrecht 

DIE ÄUßEREN UND INNEREN B.t:LAS1:UNGEN DJ~R ERSTEN DEU'l'SCEEN ------......-- -~-----

:REPUBLIK 

1. Der Vertrag von Versailles 
(a) Die gegensätzlichen Tendenzen der Siegermächte: 

Wilson und seine Idee eines demokratischen 1.Yel t-
friedens, das Selbstbestimmungsrecht der Völker -
die Geheimverträge der Alliierten, das Verlangen 
der siegreichen Völker nach Gewinn und Sicherheit: 
Das Problem der Reparationen und der Sicherheit 
Frankreichs 

(b) Der Kompromißcharakter des Versailler Friedens: 
Vergleich der Grenzziehung im Osten 1919 und 1945 -
vergleich mit dem Frieden zu Brest-Litowsk -
Wilsons Bemühungen um das Saargebiet; andererseits: 
Abrüstung, Reparationen, besetzte Gebiete, Kriegs-
schuldartikel 

(c) Das vergebliche Bemühen der Republik um Milderung 
des Vertrages 
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2. Im Innern: 
(a) Gesellschaftlich: Die alte Führungsschicht in Heer, 

Verwaltung (Ministerialbilrokratie), Wirtschaft, 
Justiz, Kirchen, Universität~n ~nd Schulen bleibt 
ohne wesentliche Veränderungen im Amt . Linksradikale 
Gruppen dar Arbeiterschaft erstreben die Weiter-
filhrung der Revolution (Spartakus-KPD; Rätesystem; 
Vorbild der Sowjetunion) 

(b) Wirtsch8ftlich~ Starke Zerrüttung der Finanzen -
Belastung durch Reparationen, Besatzung und Unr'Uhen -
Inflation und gesellschaftliche Umschichtung: die 
Schwächung des BUrgertums 

(c) Ideologisch: Weite Kreise der Bevölkerung identi-
fizieren die Republik mit dem verlorenen Krieg und 
seinen Folgen - die Rolle der Dolchstoßlegende -
weitverbreitete Diffamierung der parlamentarischen 
Demokratie, großstädtischen Lebens, rationalen 
Denkens und moderner Kunstformen (z.B. Spengler, 
Moeller van den Bruck, E~ JUnger) 

(d) Politisch: Staatsverneinende Parteien (DNVP, KPD, 
später NSDA P) Putsche von rechts und links - die 
besondere Bedeutung des Kapp-Putsches: das Ende des 
Bündnisses SPD - Heer) 

3. Die Krise von 1923 und ihre Überwindung 
(a) Das Übermaß der Belastungen: 

Ruhrbesetzung - Separatismus - "Großer Aufstands-
plan"der Kommunisten und "Einheitsfrontregierungen" 
in Sachsen und ThUringen - Inflation - die Vorgänge 
in Bayern und der Hitler·-Put3ch j 

(b) Sieg der Republik: t 
Die Verdienste des Reichspräsidenten Ebert -
Rettung der Republik durch die Regierung Stresemann 
(Rentenmark; Problematik des Einsatzes der Reichs-
wehr) 

C DIE LEIS'l'UNGEN DER ·~iEilV,LRER REPUBLIK 

1. Politisch: 
(a) Wahrung der Demokratie und der Reichseinheit in den 

Krisen bis 1923 
(b) Die Außenpolitik Stresemanns 

Verständigungspolitik als nationale Realpolitik 
(c) Ende der Reparationen, prinzipielle Rüstungsgleich-

berechtigung 
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2. Wirtschaftlich: Stabilisierung der Währung - Kredit-
fähigkeit Deutschlands als Voraussetzung ftir den Wirt-
schaftsaufschwung bis 1929 

3. Sozial: Vollendung der Sozialgesetzgebung durch Arbeits-
losenversicherung 1927 - behördlicher Wohnungsbau: 
Großsiedlungen 

4. Kulturell: Freiheit in Kunst und Wissenschaft·: keine 
Zensur - fördernde staatliche Kunstämter; das Berlin 
der 20er Jahre 

Die Krise des Parlamentarismus (Die Selbstausschaltung 
des Parlaments) 

1. Das Problem des Wahlrechts und die Vielzahl der Par-
teien 

2. Zunehmende Verhärtung der Parteifronten führt zur Selbst-
ausschaltung des Parlaments: 
(a) Zentrum: Rechtsori entierung der Zentrumsführung 

(Kaas, Freiburger Katholikentag 1929 - die Wen-
dung gegen die SPD - Brüning und der Artikel 48) 

(b) Die SPD zwische~ Marxismus und Demokratie (Heidel-
berger und Magdeburger Parteitag)- Sozialisierungs-
pläne und Bindung an die Gewerkschaften ~ Pazi-
fistische Strömung~n - Spannung zwischen Fraktion 
und Regierungsmitgliedern - Zerfall der Großen 
Koalition 

(c) Der Weg der DVP nach rechts (Industriellenpartei) 
(d) Die Radikalisierung der DNVP unter Hugenberg 

E DIE ZBRS'.l'ÖRUNG DEi-t ERS'.rBN DEU'.i1SCHElf REt_l[.B~J_K: 
vmyr Ji.U'.rORI'.rÄRßN ZUM '.l10T.hLITÄfilN ST.hLT 

1. Die Weltwirtschaftskrise und ihre Folgen 

2. Die Gegner der Demokrotie: 
Die destruktive Roll e der KPD - Hitler und die NSDAP: 
nationale Phrasen und Terror, Rolle der SA, die zügel-
lose Propaganda - Hindenburg und seine Umgebung - die 
Rolle der Inter essenverbände : Industrie, Reichsland-
bund - die Politik der Reichswehr: Schleicher, Reichenau 

3. Der Machtzerfall der Demokratie: 
Die Wahlergebnisse: der Niedergang der Mittelparteien -
der Sturz der Regi erung Brüning - der 20. Juli 1932: 
das Ende der demokratischen Machtposition im größten 
deutschen Land - Papen bereitet Hitler den Weg: die 
"Machtergreifung ~' des 30. Januar durch BUndnis von 
Reaktion und Rechtsradikalismus 
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DIE DEUTSCHE FRAGE SEIT 1945 

DIE POLITISCHE EN'l:WICKLUNG UND DIE ·GESELLSCHilF'.rLICHE ·-·-------„ ............. „ .. ~„~--- ·-..... -~ ....... ------.. ... ------ --------
NEUORDNUNG IN DEl?L' SCHLA.ND NiiCli 19 45 UND DIE BI.uDUNG DER 

-------,·-~-----... _________ „_ 
BUNDESREPUBLII\ DEU'f SCI.iYtND UND DEgt SOG ENJ..NN'l'~!__'..'_DDR '' 
( DEU'.rS CHIJ~Nn J.LS QJ.3-~.~-~~LJ2ER _?ü~JT I}: __ :Qßtl __ !,~~~M4.QJ.!!fil 

1. Die Besetzung und die Kontrolle Deutschlands durch die 
Siegermächte: 
(a) Die deutsche Frage auf den Xonferenzen von Teheran 

und Jalta - Das Dilemma der ' 7est~ächte während des 
Kri~ges: Das aggressive nationalsozialistische. 
Deutschl8nd ulid seine Verbündeten zu besiegen, ohne 
die Vorherrschaft der UdSSR in Ost- und Mitteleuro-
pa zu begünstigen 

(b) Die _Potsdamer Konferenz in ihrer ~edeutung für: 
o den staatsrechtlichen Status Deutschlands (Ein-

heit oder Zerstückelung), 
o die deutsche Ostgrenze, 
o eine demokratische Entwicklung in Deutschland 

(Entnazifizierung, Entmilitarisierung, "Reeduca-
tion", Krie_gsverbrecr~erpro zesse) 

(c) Die Übernahme der oberst 0n Regierungsgewalt durch 
die Siegermächte: Die Funk·tionen des i(on trollra tes 
un~ der Militärregierungen ; Unv ermögen des Kontroll-
rats und der Kommandan~ura in Berlin, ihre· Funk-
tionen auf die Dauer au0zuüben wegen der m8ngeln-
den Übereinstimmung der beteiligten Mächte 

2. Deutschland 1945 
(a) Bevölkerung: Verluste (Veränderung der Alters-

pyramide) und Verschiebungen (Entvölkerung der 
Städte, Zwangsumsiedlungen) 

(b) Zerstörung ~er Wirtschaf tsharmonie Deutschland~ 
(Kriegszers tör ungen; Besatzungszonen; Verlust der 
Ostgebiete; Re parationert 1 Demontagen; Deportation 
_und Abwanderung yon Wisse~schaftlern, Technikern, 
Facha'rbei te.rn) · · 

3. Die Sp8ltung Deutschlands 
Die Siegermächte übertragen i~ zune~mendem Maße ihre 
innerstaatlichen Gestaltungsp~~nzipien auf die innere 
Ordnung ihrer Besatzungszonen. Ihre ideologisciha:i und 
machtpolitischen Gegensätze flihren zur Spaltung Deutsch-
lands · 
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Die Politik der 11 Sov1jetis chen Militäradministration 
in Deutsc~lland" (SMAD) in der SBZ: Aufbau der 
"Antifaschistisch-demokratischen Ordnung" 
o gesellschaftlich-wirtsch2ftlich: 

Bodenre.form, SA8-, VEB 
o politisch-ideologisch: 

Blockpolitik, Zwangsv erschmelzung von KPD und 
SPD) U11bau des Bildun~swe sens und der Justiz 

(b) ~ie w~chsenden Gegensä t ze de r Siegermächte in der 
.Frage dar Reparationen, d e r Ruhrkontrolle, der 
Wirtschaftseinheit und der deutschen Westgrenze 
verhindern eine gemeinsa me Lösung des Deutschland-
problems (darzustellen e twa am Beispiel der Mos-
kauer und /oder liondoner Konferenz der Außenmini-
ster unter besonderer Be rücksichtigung der Rolle 

.Frankreichs) 

(c) Die Ent~icklung in den ~es t z onen als Ausdruck einer 
Neuorient i erung der Politik der angelsächsischen 
Mächt e : "Eindämmung" (Byrnes -Redc, Bizone, Marshall-
plan, Währungsreform) 

4. Die Bildung der Bundesrepublik und der sogenannten "DDR 11 

(a) Die Bundesrepublik Deutschland: Parlamentarischer 
Rat und G~un1gesetz; Konstituierung der Bundesor-
gane a uf Grund freier \fa hlen 
Die internationale politische Lage (Korea, Sicher-
heit, Abrustung) und die außenpolitische Westorien-
tierung des neuen Staates ( ~ontanunion, Pariser 
Verträg e , NA 1I'C) führen z u r.i. E:i.n tr::. tt der Bundes-
republik in die internationale Politik 
Der Versuch der UdSSR, die Entwicklung zu beein-
flussen: Stalinnote vom 10. 3. 1952 

(b) "DDR": 'iDritter Volkskongre ß'', "Volksratw, Bildung 
einer "provisorischen Volkskammer" und einer "pro-
visori s 8hen Regierung" ohne Wahlen. Die Wahlen am 
15. 10. 1950 unter Bruch der Verfassung (Einheits-
liste) offene Stimmabgabe) 

B DAS GETEIL'.1; 1~_ DEU'.l' SCHLAND 

1. Die Entwickluug des Berlin-Problems 

2. Die Bundesrepublik als demokra tj s cher und sozialer 
Rechtsstaat 
(a) Das verfe.ssungsrechtliche Funö.ament 

o Schutz der Grundrechte durch die unabhängige 
richterliche Gewalt 
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o Pluralist~sche Demokra tie (insbesondere 
Parteien) 

o Das Pr i nzip des s o z i a 1 e n Rechtsstaates 
o Föderali s mus und Pl ural ismus 

(b) Das Funktionieren des de mokra tischen Systems 
(Verfass un gswirklichke i t) 
o Die politische Willensb ildung 

im Zusammenspiel von Ree; ierung, Parlament, 
Parteien, Interessengruppen und öffentlicher 
Meinung; 
innerhalb der Orgarie und ~räger der politischen 
Willensbildung. 

o Die Ausübung der Staa t s gewalt 
Regierung - Verwaltung (Verhältnis zur Justiz) 

o Die Kontrolle der Staa tsgewalt 
Bunde sverfassungsger i ~ht und Verwaltungsgerichts-
barkeit 
Gegenseitige Kontroll e der Staatsorgane 
Die parla mentariscLe Opposition 
Föd erali s mus (vertika l e Kon t rolle) 
Die öffentl iche . ~einung 

(c) Die Mitwir kung de s St&at sbilrgers in der Bundes-
republik 
o Wahlrecht und '.·1ahlkampf 
o Selbs tv er wa ltung 
o Mitglie dschaft in Pa rt e ien und Verbänden 
o Die öffentliche MeiI'-un g 

3 • . Die SBZ: Diktatur des Prol e t a r:La t s in der Form der 
Volksdemokrati e . Die SBZ a l s Modell für ein kommuni-
stisches Gesa ~t -De utschland 

(a) Revolution von ob en m~ t de m Ziel des Aufbaus einer 
kommunisti scten Stae t s -· und Gesellschaftsordnung: 
o Führung~rolle der SEL (der Parteiappa rat und 

sein Einfl uß in al len Ber e ich en des Staates) 
o Die Unter ordnur..g des B.echt s unter die poli ti-

schen Zi e le 
o Zen t r a li s i erung ( Stsa t s r at , Bezirkseinteilung) 
o Erziehung zum Koll ektiv ( Haus , Schule, Arbeits-

pla t z ) 

( b) Widers t an d von unt en: 
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o Die Volkserhebung des 17. Juni 1953 
o Die Fluchtbewegung (ihr Zusammenhang mit dem 

schrittweisen Umbau der Gesellschaftsordnung) 
o Der Widerstand in den Parteien, Schulen, 

Universitäten, Kirchen und Religionsgemeinschaften 

( c) Der 13. August 1961 

4. Strukturwandel der deutschen Kulturlandschaft infolge 
der Teilung Deutschlands 
(a) Die Entstehung von Notstandsgebieten 
(b) Die Ueigestal tung der industriellen Struktur 

o Ausbau der verarbeitenden Industrie in der 
Bundesrepublik, besonders durch Ansiedlung und 
Förderung von Flüchtlingsbetrieben (z.B. Textil, 
Glas, Fahrzeug, Optik, Feinmechanik) 

o Durch planwirtschaftliche Maßnahmen forcierte 
Entwicklung schwerindustrieller und exportwich-
tiger Produktion - ohne Rücksicht auf Renta-
bilität - in der sogenannten "DDR" 

o Strukturwandel der westdeutschen Wirtschaft 
durch Liberalisierung und Integrationspolitik 

o Funktionsdifferenzierung Qer mitteldeutschen Wirtschaft 
im R~hmen des Comecon 

(c) Die Umgestaltung der Agrarstruktur durch die unter-
schiedliche Entwicklung ländlicher Siedlungen 
und Botricbsformen 

(d) Strukturelle und funktionale Veränderungen des 
Verkehrswesens, z.B. 
o Ablösung Berlins als Zentrum des europäischen 

Luftverkehrs und Leipzigs als Eisenbahnknoten-
punkt Deutschlands 

o Abschnürung Hamburgs vom Hinterland - Versuch, 
Rostock zum Welthafen auszubauen . 

o Übernahme der Messefunktionen Leipzigs und 
Berlins durch (vornehmlich) Frankfurt und 
Hannover 

o Umleitung des internationalen Verkehrs 

(e) Übernahme sowjetischer Vorbild er bei der baulichen 
und funktionalen Neugestaltung mitteldeutscher 
Städte 

(f) Verlagerung wesentlicher Hauptstadtfunktionen 
Berlins: 
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o Aufhör en der politi s chen, wirtschaftlichen und 
. gesellscha ftlichen Haup t st2 dtfunktionen West-
Bcrlins; jedoch Schnittpunkt weltpolitischer 
Interess ongegensätze und Ausbau als Kul:tur-
und Industri ezentrum 

'O Zunehmende Bedeutung kl e inerer Metropolen 

C DAS PROBLEM Di:iR WIEDER'vEREilf..IGU:t!_Q- :'.:M WEST-ÖSTLICHEN 
. .· . ' 

SPANNUNGSFELD 

1. Die wirtschaftliche und militäri s che Integration der 
Teile (EWG, Nl\.TO - COMECON, Wa rschauer Pakt) und das 
Problem der Sicher heit im Zusammenhang mit den Fra gen 
der Wiederv er e inigung 

2. Das ~slbstbestimmungsrecht in we~ tlicher Sicht (freie 
Wahlen) und in östlicher Sich t (als Unterstützung der 
"historischen Notwendigkeitri im Sinne des Histori-
schen Materialismus ) 

3. Die Forderung der sogenannten "DDR" nach Übernahme der 
"sozialistisch en Errungens chetft en" durch W!estdeutsch-
land 
(Die "Einheit der Arb eit erklasse und die marxistisch-
. ·leninistischG -Pa r·t ~:;i il; "Die Arbeiter- und Bauernmacht"; 
~'Der Aufbau de s Sozialismus i r: der DDR 11 ) 

/ 
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THEMENKREIS IV: EUROPA UND DIE \/EL'.r VON HBUlfE 

THEMA. 1: 

A 

RÄUME UND VÖLKER DES HEUTIGEN EUROPA 

Grundzüge der physischen Geographie Europas 

1. Gliederung (Starke Küstenentwicklung - geringe Meer-
ferne - keine klare Abgrenzung nach Osten: Europa 
ist physisch nur ein Subkontinent Asiens) 

2. Oberflächengestalt (Vielzahl kleinräumiger 1andsch8ften -
Bedeutung von Beckenlandschnften und ''Völkerstraßen" -
relativ gute Durchgängigkeit der Hochgebirge - Ver-
einfachung der Reliefstruktur nach Osten) 

3.· Klima (klimatische Begünstigung, da kaum Extremklimate -
im Osten zunehmende Ausprägung des Kontinentalklimas -
vielfältige und zugleich gleichmäßige Anbaumöglich-
keiten) 

4. Vegetation (Einfluß der Vegetation auf agrarische 
Differenzierung: Verschiedene Möglichkeiten der Art 
und des Umfangs landwirtschaftlicher Nutzung - Einfluß 
der Vegetation auf die Besiedlung. Keine Trennung von 
Lebensrijumen durch Wüsten: Begrenzung einzelner Wohn-
gebiete erfolgt vielfach durch \ialdgebiete, Heide-
landschaften, Stimpfe) 

B KUL'i'URGEOGRAPHIE EUROPAS 

THEMA. 2: 

A 

1. Europas kulturlandschaftliche Differenzierung (vgl. 
Abschnitt "Dorf - Stadt - Verstädterung - Raumplanung") 

2. Das ?roblem der kulturgcographischen Einheit Europas 

3 •. Herkunft- und Siedlungsgebiete einiger wichtiger Völker 
Europas (unter besonderer Burücksichtigung des Balkans 
und Ostmitteleuropas) 

4. Zur Wirtschaftsgeographie Europas (Da dieses Thema unter 
verschiedenen !spekten und in unterschiedlichen Zusam-
menhängen behandelt wird, ist hier besonderer Wert 
zu legen auf die Schwerpunkte der Montan- und Agrar-
wirtschaft.) 

DAS PROBLEM DER GRENZEN 

Notwendigkeit von Grenzen: 
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Staats- und Verwaltungsgrenzen sind zur Herrschaftsaus-
übung notwendig 

B Fragwürdigkeit von Grenzen: 
1. Trennungsfunktion der Grenzlini8n (Zerschneidung geo-

graphischer Übergangszonen) 

2. Verstärkung oder Abmilderung der Trennungsfunktion durch 
politische und/oder geographische Gegebenheiten 

C Beeinflussung der Kulturlandschaft durch die Grenzen: 

1. Bntstehung von Notstandsgebieten bei Unterbindung bzw. 
Behinderung des Verkehrs über die Grenzen 

2. Aufblühen von Handel, Gewerbe und Industrie bei Güter-
austausch an "offenen" Grenzen 

3. Nachwirkungen historischer Grenzen (in Europa etwa in 
bezug auf die Verteilung von Konfessionen, Bauweisen, 
Wirtschaftsformen) 

D Typen von Grenzen: 

1. Meeresgrenzen (Frage der Ausd ehnung der Hoheitszonen) 

2. Gebirgsgrenzen (reine 11 i\.ammgrenzen 11 sind in Europa 
selten) 

3. Fl ußgrenzcm (häufig keine "na türlichen" Grenzen, da 
Flüsse die Uferlandschf' ften eher verbinden als trennen) 

E DIE "GERECHTE 11 GRfäJZE AL§ VORGEGEBENES ZIEL MACH1.i.1POLI-
TISCHER EXPANSIQlli....MRZUS 'rELLEN A_Iii PROBLEM D:ill ODER-NEißE-
LINIE UNT1'R BERÜCK SI CH'rI_Q:.UNG Dl~L_lilS~1 0Rn~CH-J>01I'tIS_Q..HE~...1. 

GEOGRJ\PH+SCHEN, IDEOLOGISCH~N UND ETHISCHEN ASPEKTE 

THEMA 3: 

A 

(vgl. dazu die nationalsozialistische 11 Lebensraumpoli tik") 

Es wird empfohlen, auf die in Europa aus historischen und 
geographischen Gründen besonders schwierigen Probleme 
der Grenzziehung hinz~we isen. 

Dorf - Stadt - Versthdt erung - Raumplanung 

DIE DICH'.l'EZEN'.CREN DER ERDE - . IHRE URSACHEN UND FOLGEN 
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1. Die Dichtezehtren der Erde können nach den Ursachen 
ihrer Entstehung und ihren geographischen Vorausset-
zungen untersucht werden. Dabei kann die a.u.f 
P f 1 u g b a u und G a r t o n b a u beruhende 
gesellsch2ftliche und kulturelle Struktur der Gebiete 
S- ·und SO-Asiens der auf 
H a n d w e r k. und neuzeitlicher I n d u s t r i a -
1 i s i e r u n g basierenden in Europa und der Neuen 
Welt gegenübergestellt worden • 
• 

2. Die Problematik des Bevölkerungswachstums und der 
Gültigkeit des Bevölkerungszyklus für Völker verschie-
dener Zivilisationsstufen. 
Dabei ergibt sich eine Kritik an der Lehre von Malthus 
und eine Beschäftigung mit den Fortschritten der Agrar-
wissenschaft (Liebig, Thaer) und ihren Auswirkungen 
auf die Leistungsfähigkeit und Struktur · der Landwirt-
schaft (relat. Uberbevölkerung). Vgl. Themenkreis V: 
"Entwicklungsländer" · 

DORF UND STADT ALS REPRÄSEN'.rAN'i 'EN VERSCHIEDENER LEBENS-.._ ____ . .._ __ _ 
UND GESELLSCHh.F'.rS:F'ORMEN Db'R GEGENWART __ ... __ _ 
1. Das Dorf in ~einer vorwiegend agrarischen Struk-

tur un4 funktional~n Begrenztheit im Vergleich zur 
S t a d t, die vom Standpunkt der wirtschaftlichen 
Arbeitsteilung aus als Gegenpol des Dorfes zu sehen 
und in ihrer Struktur und multifunktionalen Reich-
weite an cherakteristischen Beispielen zu erkennen 
ist. (Verwaltungsmittelpunkt, Hochschulstadt, wirt-
schaftliches Zentrum, v erkehrsknotenpunkt u .a.) 

2. Die neuzeitlichen Dorf-Stadt-Beziehungen 
(a) Erörterung des ~roblems der Landflucht bzw. der 

Abwanderung aus landwirtschaftlioben Berufen. Wirt-
schaftliche und politische Begründung dieser .sr-
scheinung. Nega~ive Beurteilung dieses Vorganges 
in der Gesellschaft skritik (z.B. W.H. Riehl oder 
Spengler). Erklärung der heutigen positiven Auf-
fassung aus der veränderten wirtschaftlich-tech-
nischen Situation, vor allem ~ach dem Zweiten 
Weltkrieg, und damit der veränderten Sozialstruktur. 

(b) Prozeß der Verstädterun~ und Industrialisierung 
des Landes (Aufgeben de s landwirtschaftlichen Be-
rufes, aber Verbleiben im ländlichen Wohngebiet) 

3. Vergleich: freiwilliger genossenschaftlicher Zusammen-
schluß mit dem Ziel besserer Wettbewerbsfähigkeit 
(Beispiel: Israel); Formen der Zwangskollektivierung 
mit dem Endziel der Umgestaltung der Gesellschaft 
(UdSSR, SBZ u.a.) 
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C DIE VERSTÄD'.11ERUNG pj!lt ERDE 

1. Die moderne Großstadt als Lebensform der industriellen 
Gesellschaft; ihre Entstehung als Siedlungsgebilde be-
ionderen Typs; die Uberragende Auswirkung der Wirtschaft 
auf alle zu beobachtenden Wandlungsvorgänge und Struk-
turveränderungen (die ökonomische Stadt der Gegenwart, 
Arbeitsstadt - Schlafgemeinde, Zunahme des tertiären 
Sektors, d.i. des Dienstleistungsgewerbes, Citybildung 
u.a.). Als Beispiel können deutsche Verhältnisse (Ber-
lin, Wuppertal) ebenso herangezogen werden wie ~ypische 
Entwicklungc~ in Europa und Ubersee (Frnnkreich, Eng-
land, USA, §üdamerika) 

2. Die Phänomene "Millionens·tadt" und "Weltstadt" in ihrer 
geographischen Standortprobl ematik und ihrem funktiona-
len Ausstrahlungsbereich (New York, Tokio, London; 
"Exploding Metropolis" der Amerikaner) • 

3. Stadtlandschaften der Erde (Ruhrstadt, Mittelengland, 
Pennsylvanien, Japan) 
(a) ihre Ursachen (Standortbildung: z.B. Kohle, Erz-

bergbau, Hafen) , 
(b) als wirtschaftlichi Dichtezentren, 
(c) siedlungs- und verkehrsgeographisch (Bauweise, 

Industrieanlegen, Wohnviertel, Verkehrser-
schließung, Abgrenzung u.a.), 

(d) als Bildungszentren 
DRbei kann auch auf Extremformen der Entwicklung einge-
gangen werden (Hypertrophie der Verwaltung, Verkehrs-
chaos, Luft- und 'i/asserverseuchung usw.). 

D AUFGABEN DER RAUMüHDNUNG UND IJ.NDESPLLNUNG UND DEREN 
Lösurm 
1. Flir die Bundesrepublik Deutschland gelten besonders 

folgende Aufgaben: 
(a) neue politische und wirtsch2ftliche Situation nach 

den beiden ·. 'el tkriegen, Verl u?,t der Ostgebiete, 
Verlust landwirtschaftlicher Uberschußgebiete, 
Notwendigkeit einer Umstrukturierung der Wirt-
schaft; 

(b) Zunahme der Bevölkerungsdichte 
(c) wiederaufbau von im Kriege zerstörten Bauten und 

Anlagen (S t ädte, Wohngebiete, Industrieanlagen 
und -zentren, Verkehrsanlagen) 

(d) Auflockerung der nallungsrä ume und Dezentrali-
sierung der Industrie · 
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2. Beispiele der Lösungen: 
(a) Die Industrie- und Siedlungsplanung (Siedlungsver-

band Ruhrkohlenbezirk, Salzgitt er, Wolfsburg, 
Rekui ti vierung der Braunkohlenbezirke, Grüner Plan) 

(b) Stadtplanung (Wiederaufbau der Städte, Hannover, 
Berlin, Trabantenstädte, industrielle Entflechtung, 
VBrkehrsplnnung, Reißbrettstadt Sennestadt u.a.) 

(c) Großraumplanung (z.B. Sibirien, Tennessee-Strom-
talprojekt) / 

Es wird empfohlen, die Fragen der RBumordnung und Landes-
planung auch unter dem Gesichtspunkt der Aktivität des 
Menschen in seinem Lebensraum zu sehen und die Dynamik 
aller wirtscha ftlichen Vorgänge, bezogen aut Raum und 
Zeit, und die damit verbundene weitgehende Umgestaltung 
der Landschaft herauszuarbeit en. Erst dann kann das Zu-
sammenwirken politischer, kultureller, sozialer, tech-
nischer und geographischer Faktoren in seiner Tragweite 
erkannt werden. · 

DIE 1EUROPÄISCHE BEWEGUNG - DER EUROPARA'r 

Voraussetzu_ngen: 

1. Die Einigungsversuche nach dem Ersten Weltkrieg finden 
wenig Widerhall bei Völkern und Regierungen 

2. Die veränderte Situation nach 1945 
(a) 
(b) 
,( c) 
(d) 

( e) 

Verluste an Menschen (etwa 55 Millionen Tote) 
Wirtschaftliche und soziale Not in Europa 
Vorherrschaft der Großmächte USA und UdSSR 
Friedenssehnsucht und Verantwortung für die zu-
künftige Entwicklung als Ergebnis der Leiden 
~uf Kriegsschauplätzen und in Konzentrationslagern 
Einsicht in die politische und wirtsch8ftliche 
Zweckmäßigkeit einer Einigung Europas ,('Ini tia ti ve 
von Gruppen und Persönlichkeiten - z.B. Churchill-
Rede in Zürich 1946) 

(f) Europa-Union, Deutscher Rat der europäischen Be-
wegung, Europa-Häuser u.ä. 

(g) Europa -Begeisterung der Jugendlichen 

B Schwierigkeiten: 

1. Die Gefahr einer Fixierung der Teilung Europas: 
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Zunächst war nur Zusammenschluß der westeuropäischen 
Staaten möglich (Ost-West-Konf~ikt; besondere Situ~tion 
Großbritanniens und der skandinavischen Länder) 

2. Die Probleme der westeuropäischen Integration: 
(a) Nationale Traditionen 
(b) Yerfassungen und politische Ideen (z.B. Spanien, 

Portugal) · 
( c) Geographische und wir;tschaftliche Gegebenheiten 

C Der Europarst als übernRtionale Organisation 

THEMA 5: 

A 

1. Beratende Versammlung ohne legislative Funktion 
. Ministerausschuß, dessen Vereinbarungen von den Mit~ 
gliedstanten ratifiziert worden müssen. 

2. Bisherige Arbeitsergebnisse: z.B. Menschenrechts-
konvention 1950 (Garantie der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, Beschwerd emöglichkeit einzelner 
Bürger) 

EUROPÄISCHE WIR'.rSCH!.FTSVEREilTIGUNGEN IN OST UND WEST 

C 0 M E C 0 N ~RJ,. T FÜR GEGENSEITIGE WIRTSCHJ~FTSHILFE") 

1. I!i'ntstehung des "Rates für gegenseitige Wirtsch8ftshilfe" 
als Reaktion der UdSSR auf die übernationnle Wirtschafts-
politik des Westens (Marshallplan) 

2. Ziele des Comecon 
(a) Forcierung der· wirtschaftlichen Entwicklung ~er 

Partner (Schwerpunktbildung) 
( b) Ausbau der poli tis.chen Einheit Osteuropas als 

Folge der wirtsch~ ftlichen Integration (theore-
tisch: Gleichberechti~ung der Partner; praktisch: 
Vorherrschaft Mosknus) · . , 

(c) Comecon als Instrument der kommunistischen Wirt-
sch8ftsoffensive 

3. Zµsammenarbeit . im Rahmen ·aes Comecon 
(a) Mitglieder und Organisation 
(b) Koordination von Produktion und Investitionen 

o Unterschiedliche Infrastrukturen der einzelnen 
Mitgliedsländer 

o Kooperation und internationnle Arbeitsteilung 
im Comecon-Raum - gegenseitige Abstimmung der 
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Perspuktivpläne (Fünf-Jahr-Pläne, Sieben-Jahr-
Pläne), die Art und Umfang der Produktion der 
einzelnen Mitglieder festlegen (versteckter 
Kolonialismus der UdSSR) · 

o Gemeinsame Wirtscbalftsprojekte: z.B. gemein-
samer Ausbau eines schwerindustriellen Zentrums 
im polnisch-tschechisch-oberschlesischen Grenz-
gebiet 

o Spezialisierung: z.B. bei Turbinen und Genera-
toren 

o Typisierung und Normung 
o Zusammenarbeit auf dem Gebiet dos Transport-

wesens: z.B~ Pipeline s , Häfen, Schiffahrtswege 
o Planung eines umfassenden Verbindungssystems 

zur Energieversorgung 

4. Schwierigkei ton: 
(a) Infolge der Arbeitsteilung und Verfl echtung führen 

Fehlleistungen in der Zentralverwaltungswirtschaft 
eines Teilnehmerstaates zu Schwierigkeiten der 
Gesamtplanung. 

(b) Infolge der Unterordnung der Wirtschaft unter die 
Politik ergeben sich Spannungen: z.B. Wirtschafts-
politik Gomulkas, Ulbrichts 

B DIE EUROPÄISCHE WIRTSCHJ..F1fSGEMEINSCJL', FT__jEWG) 

1 • Entstehung 
(a) Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl wirkt 

als Modell für wirtschnftliche Integration - Drängen 
der Montanunion nach Vollintegretion 

(b) Besorgnis der europäisch en Staaten wegen Schwächung 
der wirtschaftlichen Stellung Europas in der Welt 
angesichts der Großraumwirtschaft der USA und im 
Ostblock 

2. Ziele der EWG 
(a) Wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt in den 

Mitgliedsländern 
(b) Überwindung der nationalstaatlichen Rivalität der 

Mitgliedsstaaten (insbesondere der deutsch-fran-
zösischen "Erbfe.indschaft") und Wegbereitung für 
den politischen Zusammenschluß 

(c) Konkurrenzfähigkeit gegenüber den Großraumwirt-
schaften 
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3. Formen der wirtschaftlichen Zusammena~~eit und ihre 
Auswirkungen 
(a) Mitglieder und Organisation der EWG 
(b) Schaffung eines gemeinsamen Marktes: .trhöhter 

Wettbewerb zwingt zur Rationalisierung und Spe-
zialisierung, zur Konzentration und Kooperation. 
Übergangszeit (Phasen) gibt den nationalen Volks-
wirtschaften die Möglichkeit zur Anpassung 
o Zollunion 
o Landwirtschaft (besondere Schwierigkeiten durch 

unterschiedliche Agrarstrukturen) 
( c) Produktionssteigerung - breiteres, "farenangebot; 

Kapitalverflechtung; Wertwandel der Wirtschafts-
räume (z.B. Ruhrzechen, landwirtschaftliche Spezial-
kulturen); Anziehungskraft der EWG auf andere 
Länder 

(d) Verhandlungen über die Mitgliedschaft bzw. Assoziie-
rung weiterer Staaten und die damit aufgeworfenen 
Probleme 

MÄCHTEGRUPPI.8RUNGEN IN EUROPA UND IN DER WELT 

DIE UN ALS UNIVERSALE ORGANISATION ZUR SICH.BRUNG DES 
WELTFRIEDENS 

1. Internationale Bemühungen um Friedenssicherung vor 1945: 
(a) Haager Konferenzen 
(b) Der Völkerbund 
(c) Kellogg-Pakt 

2. Die UN: Entstehung - Ziele - Organe - Erfolge - Miß-
erfolge; Mächtegruppierung innerhalb der UN infolge 
des Ost-West-Gegensatzes; die Bedeutung der "Blockfreien" 

B Streben nach Sicherheit durch Regionalpakte und durch 
bilaterale Bündnisse und Stützpunktabkommen 

Kenn·zeichen: 
1. Betonung defensiver Absichten, Respektierung der Sat-

zungen der UN (Art. 52 der Satzung der UN erlaubt Zu-
sammenschlüsse); Regionalpakte richten sich gegen einen 
gemeinsamen potentiellen Feind 

2. Gemeinsame Organe (z.B. NATO: gemeinsame Planung, 
gemeinsame Manöver, gemeinsamer Oberbefehl) 
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3. Garan t 'ie- und Bündnisfall gilt oft nicht nur für die 
Territorien der Partner, sondern für eine Weltregion 

4. Einfluß der Hegemonialmacht der Gruppe 
Es können behandelt werden: NATO - Warschauer Pakt -
SEATO - OAS 

DIE WELT.MÄCH'.l.'E 

Vorbemerkung: Das Verständnis der politischen Situation 
der Gegenwart ist ohne i\:enntnis des poli tisch-wirtschaft-
lichen Potentials der konkurrierenden Weltmächte USA -
UdSSR unmöglich. Es wird empfohlen, sich bei der Behand-
1 ung der damit . zusammenhängenden Fragen nicht auf eineµ 
schematischen \/ ergleioh - etwa von Sozialstrukturen, 
Produktionsziffern und Produktionsindices, Verkehrslei-
stungen, Bildungswesen usw. - zu beschränken, sondern 
die 3chül er die spezifische Problematik beider Weltmächte 
erkennen z~ lassen. 

DIE U S A 

1. Gesellschaftsprobleme und Regierungssystem 
(a) Die Gesellschaft der USA in der Spannung 

von Individualismus und Konformismus 
(b) "Mel ting Pot" und Rassenprobleme 
( c) Parteien und politische ','fillensbildung 
(d) Das RegierungssysteCT 

2. Die USA <:: ls Wirtschaftsmacht 
( a) Die Gr1mdlagen der Produktion 
(b) Die Produktionsräume und ihre Verflechtung 
(c) Das Agrarproblem 
( d) die Wirtschaftsexpansion der USA. 
( e) Die USA im Rahmen der 'f'cl twirtschaft 
(f) Struktur und Bedeutung des Bildungswesens 

3. Grundzüge der us-amerikanischen Außenpolitik 
(a) Die außenpolitischen Doktrinen 
(b) Bündnissysterr.eund Inter es sensphären 
( c) USA und UN 
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B DIE U d S S R 

1. Die Sozialstruktur und das Herrschaftssystem 
(vgl. II 2 B) 

2. Die 
(a) 
(b) 
(c) 
(d) 
(e) 
(f) 
(g) 

(h) 

Wirtschaft der UdSSR 
Die physischen Grundlagen 
Land- und Forstwirtschaft 
Bergbau und Industrie 
Die regionale Differenzierung 
Das Verkehrsproblem 
Planungsschwerpunkte und Engpässe 
Möglichkeiten und Grenzen der sowjetischen 
Wirtschaft 
Die Bildungspolitik 

3. Das sowjetische Satellitensystem unter Berücksichtigung 
des 11 Polyzentrismus" 
(vgl. auch das Verhältnis Moskau - Peking) 
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THEMENKREIS V: AUFBAU UND ZB:S.FALL DER WEJ/1:HnRRSCHAFT EUROPAS -
ENTWICKLUNGSLÄNDER 

• 

A DER AUFBAU DER EUROPÄISCHEN HERRS CHAFT . ( "EUROPÄISIE1.fUNG") 

1. Die wirtschaftlichen, ideqlogischan und machtpolitischen 
Motive für die ßrrichtung der europäischen Herrschaft 
über die Erde · 

(a) wirtschaftlich: 

o Suche nach neuen Wegen f i.ir den Indien- und · China-
handel (B e3itzergreifung Amerikas) 

o Notwendigkeit der Arbeitskräftebeschaffung für die 
Ausbeutung der tropischen und subtropischen Teile 
Amerikas 

o Suche nach neuen Rohst off- und Absatzgebieten in 
Afrika und Asien als Folge der industriellen 
Revolution 

o Auswanderung als Folge des Bevölkerungszuwachses und 
der wirt s c~1aftlichen Mis ere (Bei s piele; Irland, 
Italien, Deutschland) 

( b) ide:ologi sch: 
' . 

o christliches Sendungsbevrußtsein (Missionstätigkei.:t), 
später säkularisiert al s · 

o Glaube an die Sendung der ei genen Nation zur 
Zivilisierung der "barbari schen" .Völker, 

o religiöse und politische Verfolgung (z.B. Auswande-
rung von protes.tantischen Puritanern und katholischen 
Iren, deutschen ·nemokrate-n riach 1848) 

(c) machtpolitisch 

Erweiterung des Herrschaftsbereichs in Außereuropa 

2. Wirtschaftliche und poJ.,i tische· :B'ormen europäischer · 
Ausbreitung und Herrschaft 

(a) wirtschaftlich: 

o Siedlungskolonisation ohne Ausnutzung einge'borener 
Arbeitskräft e, oft mit Ausrottung oder Zurückdrän-
gung derselben verbunden (Nordamerika, asiat. Rußland, 
Australien) 
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o Siedlungskolonisation mit Ausnutzung eingeborener 
Arbeitskräfte (Algerien, Südafrika, Angola, Kenia) 

o wirtschaftliche Ausbeutung ohne Siedlung durch: 
oo Raubbau von Naturschätzen 
oo Bergwerksindustrie (Bolivien, -Peru, Chile) und 

Plantagenkolonisation, die teils zur Verdrängung 
bzw. Ausrottung (Amerika), teils zur Erhaltung 
der Eingeborenenbevölkerung (Indonesien) führt 

oo Handelskolonisation mit Anlage von Handels-
stützpunkten und Stapelplätzen 

(b) politisch: 

1 

1 

1 

o Herrschaftsausübung durch eine dünne Verwaltungs- t 
oberschicht (Schwarzafrika, Süd- und Ostasien), 
wobei man unterscheidet zwischen: 

oo direkter Herrschaft, die vor allem von 
Frankreich, aber auch von Belgien und Portugal 
ausgeübt wurde (zentralisierter weißer Verwal-
tungsapparat bis zur untersten Ebene) und 

oo indirekter Herrschaft, wie sie weitgehend von 
England ausgeübt wurde (die Kolonialmacht 
stützt sich auf die Autorität eingeborener 
Herrscher, denen nur wenige englische Berater 
an die Seite gestellt werden; 

• Herrschaftsausübung durch eine relativ zahlreiche 
weiße Siedlerschicht führt: 
oo zum integralen Typus mit Assimilationsth~orie 

(Verbindung und Vermischung mit der Eingebore-
nenbevölkerung z.B. in Iberoamerika), 

oo zum funktionalen Typus mit Segregationstheorie 
(entschiedene Trennung von der Eingeborenen-
bevölkerung z.B. in Südafrika, Rhodesien, im 
Kongo), der erhebliche Spannungen schafft. 

Bei einem Vergleich beider Typen Beachtung des 
Widerspruchs zwischen assimilatorischer Theorie 
und segregierender Praxis (z.B. Algerien und Angola) 

~ Ausübung politischer Macht durch wirtschaftliche 
Abhängigkeit der sogen. "Halbkolonien" (z.B. das 
Osmanische Reich, Persien, China). 
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3. Wirtschaftliche, politi sche und gesellschaftliche 
Folgen der europäischen Herrschaft über die nicht-
europäischen Völker 

.Christliche Mission, üb erl egene europäische Wissen-
schaft, Bildung, Technik und Wirtschaft sowie die 
Einfü):lrung europäischer Verwaltungsformen bewirken · 
einerseits: 

(a) Die Veränderung de r . Lebensform (in Kleidung, 
Wohn- und Arb eit swe i se ), und eine w~itgehende 
Veränderung der Denkh a ltung besonders in den 
Oberschicht en (dur ch europäische Sprache, · 
Religion, Wissenschaft); 

(b) Die Vorformung neu er s taatlicher Einheiten durch 
.die über einzelne St ammesterritorien hinausgrei-
fende Herrschaft, Spr a che und Verwaltung der 
Kolonialmacht; 

(c) Die Herstellung eine s inner en und zwischenstaat-
lichen F.riedenszust smde s in der außereuropäischen 
Welt; . 

(d) Di~ Hebung des G ~sundheitszust andes und das 
Ansteigen der Bevöl kerungszahl durch die Be-
kämpfung und Ver ni cht ung v ei n bisher unheilbaren 
Krankhe~ ten; · -

{e) Die Erhöhung der Erojuktivität der Wir.tschaft 
durch Einführung eur opäi s che r rationeller An-
und Abbaumethod en sow1e durch di e Schädlings-
bekämpfung; 

( f) Die Veränderung u_nd Au sweitung der Wirtschaft 
durch Einfüh~ung neu er Haustiere und Kultur-
pflanzen. ~ · 

Sie haben jedoch and er er se its zur Folge: 

(a) Die Zerre i ßung von St ammes t erritorien, die Zer-
störung l ebenswichti ge~ Kul t ureinrichtungen 
(Religion 1 Sitt e , Ta bus) und der sozialen Ordnung 
(z.B. bei don I nkas und Azt eken); 

(b) Damit die Zerstörung der archai s chen Sippen- und 
Stammeswirtschaft mit ihrer Wi r t s.chaftshilfe auf . 
Gegenseitigkei t du rch di e Einfiili rung des Geldes 
und des Privat e i gent~ms (z. B. i n Westafrika); 
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( c) Die Schaffung eines ländlichen und städtischen 
Proletariat s durch Plantag enwirtschaft, Bergb~u 
und Industr:..3.lisien.ng ( z. B „ Südamerika, Südafrika, 
Algerien) ; · 

(d) Die Zerstörung des eirill eimischen Handwerks durch 
Masseneinfuhr europ~ischer Güter bzw. durch 
Installierung europ~isch er Betriebe (z.B. Indien, 
Ägypten, Indonesien); 

(e) Eine erzwungene Massenaussiodlung und Völkerwanderung 
von Millionen von Eingebor enen unter Verschärfung 
der krie~erischen Auseinandersetzung zwischen den 
Stämmen \Sklavenjagd) und Verwüstung weiter Land-
striche im westafrikanischen Hinterland; 

(f) Die Entstehung von Mischlingsbcvölkerungen (beson-
ders in Iberoamerika und Südafrika). 

'.B DIE ABLösu1rq-__ PA.R EUROPÄISCHEN HERRSC~AFT_j)URCH DIE JUNGEN 
AUßEREUROPÄISCHEN VÖLI~:filL{-"ENTEUROPÄISIERUNG"J 

l. Vorbedingungen und Ursachen 

(a) Heranbildung einer intellektuellen Führungsschicht 
in den Kolonialländern und ihre Organisation in 
Parteien und Gewerkschaften; 

(b) Übernahme europäischen revolutionären Gedankengutes 
und ihre Wendung gegen die europäische Herrschaft 
durch die intellektuell e Elite; 
in der angel .sächsischen Form der Menschenrechte; 
in der französischen Form der Ideen von 1789: 

Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit; 
in der marxi s tischen Aµff~ssung der Befreiung der 

sozi a l Unterdrückten; 
im Gedanken der nationalstaatlichen Souveränität; 
in der Idee des Pan-Afrikanismus, Pan-Amerikanismus 

etc. (aus den europäischen Pan-Bewegungen); / 

(o) Entdeckung und Pro:;>agierung eigener großer Ver-
gangenheit ( ~ .B. Agypten, China, Ghana, Indien); 

(d) 

(e) 

Entdeckung '\.,~:!.1.d Wertschätzung der eigenen Art 
(personnalite africaine, negritude - Senghor, 
Aimee Cesairo,. Kenyatta); 
Beispielhaftigkeit der nationalen Unabhängigkeit 
ehemals ab~ängiger Länder (z.B. USA, Japan, Türkei, 
China, Indi en, Agypten) . 
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2. Formen der Herrschaftsa.blösung 

( a) Durch schrittweise Zugeständnisse auf dem Gebiet der 
Selbstverwaltung b1s zur Erteilung der vollen 
Souveränität unter dem Druck nationaler Widerstands-
bewegungen und bei Aufrechterhaltung enger poli-
tischer und wirtschaftlicher Bindungen an das . 
Mutterland im Commonwealth of Nations (z.B. Indien, 
Ceylon, Ghana, Nigeria) oder in der Communaute 
Fran~aise (z.B. Senegal, Madagaskar, 
Kongo (Brazzaville), Zentralafrikanische Republik); 

(b} Durch den Sieg kämpfender nationaler Gruppen über 
die europäische Herrschaft (Indonesien, Indochina, 
Algerien). 

DIE ENTWICKLUNGSLÄNDER_,_ IHRE_y~~RKMALE UND IHRE _WIRTSCHAFT-
LICHEN, GESELLSCHAFTLICHEN UND ~OLITISCHEN PROBL~ME; 
RELATIVITÄT DES BEGRIFFES INFOLGE DER FRAGWÜRDIGKEIT 
JEDER KLASSIFIKATION NACH MITTELWERTEN DER BEVÖLKERUNGS-
DICHTE, ' BERUFSSTRUKTUR, DES BODENBESITZES, DES 
PRO-KOPF-EJ;NKOMMENS UND DES DURCHSCHNITTLICHEN 
LEBENSSTANDARDS . 
. GEFAHR DER GENERALISIERUNG, -DESHALB NOTWENDIGKEIT EINER 
KULTUR-, SOZIAL- UND WIRTSCHAFTSGEOGRAPHISCHEN 
DIFFERENZIERUNG. 

Unter diesem Vorbehalt können als zutreffend angesehen 
werden: folgende 

1. Merkmale von Entwicklungsländern 

(a) Relative Überbevölkerung, stark ansteigendes 
Bevölk~rungswachsturn, qualitativ nicht ausreichender 
Ernährungsgrad; 

(b) Dualistische Wirtschaftsstruktur (Gegensatz von 
primitiver Eingeborenenwirtschaft zur Selbstver-
sorgung ~nd modernen Produktionsmethoden in der 
exportorientierten Wirtschaft); 

(c) Aufrechterhaltung der Imrnobilität (Statik) der 
Gesellschaft durch Feudalstruktur, Großgrund-
besitz und Religion; · 
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(d) Teilweises Fehlen einer modernen Wirtschafts-
gesinnung, Mangel an Kapital und Experten, 
mangelhafte Infrastruktur; 

(e) Ethnisch-sozial-religiöser Pluralismus; 

(f) übersteigerter Nationalismus = Antikolonialismus 
:bei gleichzeitigem Fehlen fester nationaler 
Strukturen 

' · 

2. Der Mangel an wirtschaftlicher, sozialer und politischer 
Unabhängigkeit führt überall zur Forderung nach: 
ökonomischer Unabhängigkeit durch Industrialisierung, 
sozialem Ausgleich durch Demokratisierung bzw. 
Sozialisierung 
und Schaffung eines Staats- und Nationalbewußtseins. 

Dabei ergeben sich 

(a) Probleme der Produktionssteigerung (Industriali-
sierung und Ertragsteigerung der Landwirtschaft): 

o durch das Fehlen einer materiellen Infrastruktur 
(Verkehr, Energie, Bauten für Verwaltung, 
Erziehung etc.); · 

o durch das Fehlen einer personellen Infrastruktur 
(Lehrer, Beamte, Techniker, Unternehmer etc.); 

o durch das Fehlen einer sozialen und rechtlichen 
Infrastruktur; 

o durch das Fehlen einer Verfügungsgewalt über 
die Rohstoffquellen, die sich oft in den Händen 
europäischer bzw. nordameri·kanischer Gesell-
schaften befinden; 

o durch Orientierung der von den Europäern bzw, 
Nordamerikanern eingerichteten Produktionsbe-
triebe auf den nordamerikanisch-europäischen 
Markt (Gefapr der Monokulturen) 
Dabei Hemmungsfaktoren für die Entwicklung der 
einheimischen Wirtschaft: Konjunkturschwankungen 
in den Industriestaaten =Preisschwankungen für 
Rohstoffe auf dem Weltmarkt; 

~ durch den Mangel an einheimischem Kapital (Unmög-
lichkeit der Kapitalansammlung bzw. Kapital-
flucht). 

- 45 -



- 45 - THEMENKREIS V 

(b) Probleme der.Demokratisierung (bzw. Sozialisierung) 

o durch den ethnisch-sozialen, oft auch religiösen 
Pluralismus in den meisten der neuen Staaten, 

o durch den Widerstand der eingeborenen bzw. 
europäischen Oberschicht gegen Sozialreformen, 

o durch das Fehlen eines Mittelstandes; daher Kluft 
zwischen europäisch gebildeter "aufgeklärter 11 

Führungsschicht und der übrigen Bevölkerung 
(Herausbildung einer neuen herrschenden Schicht). · 

o Der Gesellschaft droht Zerstörung der alten 
politischen, soz.ialen, wirtschaftlichen und 
religiösen Ordnung und damit die Entwurzelung 
des einzelnen und Radikalisierung der Massen; 

o Notwendigkeit einer Wirtschaftsplanung sowie die 
Organisation der neuen Staaten durch eine kleine 
intellektuelle Führungsschicht führt zu zentraler 
staatlicher Planung und Verwaltung; stellenweise Tendenz 
zur "Erziehungsdiktatur"; 

o Mangel an fähigen Kräften in Staat und Wirtschaft 
und Mißtrauen des westlichen Auslands gegen die 
Sozialisierungspolitik führt zu wirtschaftlichen 
Mißständen. 

(c) Probleme der Schaffung eines Staatsbewußtseins 

Das Widerstreben der ethni s ch und religiös plura-
listisch strukturierten Bevölkerung der neuen 
Staatsgebiete gegen ihre Integration zwingt die 
Führungsschicht, ein einigendes, übergreifendes 
Nationalbewußtsein zu schaffen, das primär 
Antikolonialismus ist und durch Ansprüche auf 
Gebiete außerhalb der neuen Grenzen zu einem 
maßlosen Nationalismus gesteigert wird; dabei 
außerdem Gefahr des Persönlichkeitskults der 
einen Führerpersönlichkeit. 
Es wird gebeten, diese generalisierenden Aussagen 
an Beispielen aus verschiedenen Kulturkreisen zu 
erläutern, dabei aber auch auf Ausnahmen zu 
verweisen. 

l 

3. Die Hilfe für die Entwickl ..lngsländer als Hilfe zur 
Selbsthilfe 

(a) Notwendigkeit der Hilfe 

o für die Entwicklungsländer: Unmöglichkeit, ohne 
Unterstützung der Industrienationen dem circulus 
vitiosus zu entrinnen, der sich aus dem lawinen-
artigen Bevölkerungswachstum und dem sehr langsamen 
Entwicklungstempo der Güterproduktion ergibt; 
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o ' für die Industrienationen aus moralischen, wiit-

schaftlichen und politischen Gründern: · 

oo Ungerechtigkeit der Verteilung von Reichtum und 
Armut: 1/5 der Erdbevölkerung verfügt über 2/3 
des·Welteinkommens, Heraufkommen eines neuen 
"Wel tproletariats 11 von 2 Milliarden 

oo Exporterweiterung der Industrieländer durch 
Kaufkrafterhöhung der Entwicklungsländer 

oo Hebung des Lebensstandards und Bildungsniveaus 
in den Entwicklungsländern = Vorbedingung für 
die Entwicklung einer demokratischen Gesell-
schaft 

on Stärkung der eigenen mo~alisch-politischen 
Position durch Unterstützung seitens der Ent-
wicklungsl~nder (Partnerschaft) 

(b) Möglichkeiten der Hilfe 

o finanziell 

oo Schenkungen bzw . verlorene Zuschüsse (Lebens-
mittel, Katastrophenhilfe, So~ialbauten etc .) 

oo Kredite auf bilateralem (vor allem vom Ost-
block wie von den bisherigen Kolonialländern 
bevorzugt) und auf multilateralem Wege 
(vor allem für größe Vorhaben) durch.über-
staatliche Organisationen (Weltbank, 
International Development Association, OECD, 
EWG u.a.) und nichtstaatliche Organisationen 
und Aktionen (z.B . Solidaritätsfonds des 
WGB, Brot für die Welt, Ford Foundation) 

~ personell 

~o Übernahme von Führungs- und Beratungsaufgaben 
auf verschiedenen Ebenen in Verwaltung , 
Wissenschaft, Wirtschaft, Bildungs- und 
Gesundheitswesen 

oo Entsendung von Facharbeitern, Verwaltung~­
beamten, medizinischem Personal und Lehrern 
zur Ausbildung einheimischer Fachkräfte 

oo Ausbildung von Angehörigen der Entwicklungsländer 
in den Industriestaaten 
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c wirtschaftlich technisch 

o~ Untersuchungen der Wirtschaftsstrukturen, der 
angewandten und anzuwendenden Wirtschafts-
methoden, der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit 

oo Schaffung einer materiellen Infrastruktur und 
Aufbau von Produktionsbetrieben (Rourkela -
Bhilai) 

o medizinisch - technisch 

Schaffung einer Gesundheitsorganisation, Erfor-
schung, Beooachtung und Bekämpfung von Krankheiten, 
Bekämpfung von Tierseuchen. Gleiche Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Pflanzenschutzes und der 
Schädlingsbekämpfung. 

D DIE ENTWICKLUNGSLÄNDER IM SPANNUNGSFELD DER BEIDEN 
EINANDER POLITISCH_i WIRTSCHAFTLI9H UND ID~O~QGISCH 
BEKÄMPFENDEN :MÄCHTEGRUPPEN 

1. Den Entwicklungsländern stehen als Entwicklungshelfer 
zwei Mächtegruppen gegenüber: 

(a) die Industrienationen des Westens (unter Führung 
der USA) mit einer pluralistischen Gesellschaft 
und marktorientierten Wirtschaft 

(b) die Industrienationen des Ostens (unter Führung 
der UdSSR) mit einer uniformen Gesellschaft und 
ideologisch bestimmten Zentralwirtschaft 

Die Entwicklungshilfe intendiert oder bewirkt zumindest 
eine Änderung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Struktur der Entwicklungsländer. Damit Möglichkeit des 
Hilfeleistenden, das jeweils eigene gesellschafts- und 
wirtschaftspolitische Konzept in den jungen Staaten zu 
verwirklichen. Kommunistischer Block bemüht sich um 
Einbeziehung der Entwicklungsländer in das eigene Macht-
system (Lenins Wort vom "Weg über Peking und Kalkutta", 
der zur Eroberung der Macht in den kapitalistischen 
Ländern führe; Sowjetisch-chinesische Konkurrenz). 

2. Die Entscheidung der Entwicklungsländer für das eine 
oder andere gesellschafts- und wirtschaftspolitische 
System wird bestimmt 
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einerseits: 
durch die Vorformung der Staats- und Wirtschaftsform 
durch ·die ehemaligen Kolonialmächte, .durch das von den 
Kolonialmächten geschaffene Erziehungswesen, insbesondere 
deren Sprache als Verwaltungssprache; 
durch die Tatsache der Verflochtenheit mit der Wirtschaft 

.der betreffenden Macht, wodurch auch für die Zukunft 
die Zusammenarbeit bestimmt ist (im Rahmen des Commonwealth 
oder der Comrnunaute Francaise) -

\ 

andererseits : 
durch den Antikolonialismus, der deh politischen Gegner 
der K0lonialmächte als Freund erscheinen läßt, 
durch die Unterstützung des Befreiungskampfes durch den 
Ostblock (Vietnam, Algerien), 
durch die Notwendigkeit einer zentralen Planung des · 
Wirtschafts- und Staatsaufbaus, der das kommunistische 

, System als geeigneter erscheinen läßt als das westliche, 
und schließlich durch die Modellhaftigkeit des russischen 
Versuchs, in wenigen Jahrzehnten das industrielle Niveau 
der westlichen Wirtschaft zu erreichen . Doch wirken als 
Modelle ebenso das jugoslawische, israelische oder 
indische Beispiel 

3. Selbst bei Übernahme wesantlicher B~standt~ile de·s einen 
oder anderen gesellschafts- und wirtschaftspolitischen 
Systems Widerstand gegen Eingliederung in das betreffende 
Machtsystem (s. Ägypten, Algerien). 
Wille vieler Entwicklungsländer, sich aus dem Spannungs-
feld der Weltpolitik herauszuhalten durch eine Politik 
der ,Bündnislosigkeit oder eine Blockpolitik der Blocklosen: 
Bandung-Konferenz 1955, Panafrikanische Konferenzen · seit 
1958, Afro-Asiatische Solidaritätskonferenz in Kairo 1957, 
Konfere~z der Blockfreien in Belgrad 1961 . 
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THEMENKREIS VI: DER MENSCH IN GESELLSCHAFT, WIRTSCHAFT UND STAAT 
1 

THEMA. 1: GRUPPEN UND INDIVIDUEN IN MODERNEN INDUSTRIEGESELLSCHAFTEN 

A Die Gruppen 

1 . Die Funktion der Gruppen 

(a) Die Menscheri handeln in Gruppen, deren Interessen und 
Normen sie übernehmen oder neu bilden . Das Bedürfni s 
des einzelnen, sich an andere anzulehnen, führt oft 
zur Identifizierung mit der Gruppe (nur wenige 
möchten Außenseiter sein) und zur Bildung von Gruppen-
symbolen (z .B. Embleme, Namen, "Programme") 

(b) Unterschied zwischen 
0 Primärgruppen und Sekundärgruppen 

e 

In P r i m ä r g r u p p e n kennen sich die 
einzelnen Mitglieder persönlich (z.B . Familie, 
Freundschaft, Spielgenossen der Kinder, Intim-
gruppen in Betrieb und Verwaltung) 

S e k u n d ä r g r u p p e n sind nach objektiven 
Merkmalen gebildet : nach regionalen, wirtschaft-
lichen, politischen, weltanschaulichen Gemeinsam-
keiten (z .B. Verbände, Parteien, Religionsgemein-
schaften) 

Eigengruppen und Fremdgruppen 
In den E i g e n g r u p p e n wird aus dem 
Gefühl der Verbundenheit heraus ("Wir-Gefühle") 
das Negative leicht übersehen; in Hinsicht auf die 
Fremdgruppen ("die anderen") wird das 
Negative nft übermäßig betont, um den Abstand zu 
begründen . Daraus folgt die Diskriminierung anderer 
Gruppen , besonders auch die Gefahr der Diskrimi-
nierung von Minoritäten (z . B. Antisemitismus) 

2 . Die soziale Schichtung in der Ständegesellschaft, in der 
Klassengesellschaft und in der modernen "Mittelstands-
gesellschaft" . Es wird empfohlen, bei diesem Vergleich 
zu beachten : 

(a) Der Unterschied zwischen der sozialen Schichtung einer 
vorindustriellen Agrargesellschaft, in der über 90 % 
der Bevölkerung der landwirtschaftlich tätigen Unter-
schicht angehören, und der sozialen Schichtung einer 
westlichen Industriegesellschaft, in der die Masse 
der Bevölkerung den Mittelschichten angehört (z.B. 
Angestellte, Facharbeiter, Beamte, Kaufleute,Handwerker) 
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( b ) Die sich wande l nde Bedeutung von sozialer Herkunft , 
Bes i tz, Vermögen und individueller Le i stung für die 
Auf s ti egschancen und die sozi ale Wertschätzung des 
I ndivi duums . 

B Das I n dividuum 

1. Statusunsicherheit : ,. 

(a) W e 1 t an s c h au 1 i c h e Statusunsicherheit 
v i eler Menschen infolge des Pluralismus der Ideologien 
und Weltanschauungen 

( b) s· o z i a 1 e Statusunsicherheit vieler Menschen 
inf olge zunehme~der vertikaler Mobilität (z.B . Auf-
stiegsmöglichkeiten) und zunehmender horizontaler 
Mobilität (z . B. Arbeitsplatzwechsel) 

Demgegenüber aber 

2 . St atuss i cherheit : 

Weitgehende weltanschauliche und soziale Statussicherheit 
vieler Menschen 

(a) durch Integration in die aus der Tradition stammenden 
institutionellen Ordnungen (besonders Kirche(n), 
staatliche Bürokratie , Wirtschaftsbürokratie , Militär, 
Rechtswesen, Erziehungswesen ) und 
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(b) durch Vertrauen in die aus der Tradition stammenden 
Strukturelemente der Gesellschaft (besonders Familie; 
Privateigentum; Erbrecht" Verträge: Freiheit zum 
Vertragsschluß - bindende Kraft der Verträge) 

THEMA 2: DIE WIRTSCHAFT 

A DIE STRUKTUR DER MODERNEN INDUSTRIEWIRTSCHAFT - . 

1. Aufgabe und grundlegende Prinzipien der modernen 
Wirtschaft 

(a) Die Aufgabe der Wirtschaft ist die materielle Daseins-
fürsorge (Versorgung als gesellschaftliche Funktion 
der Wirtschaft) 
Die Erfüllung dieser Aufgabe steht in der Spannung 
zwischen begrenzten wirtschaftlichen Mitteln (Hil~s­
quellen) und wahrscheinlich unbegrenzten Bedürfnissen. 
Diese Tatsache zwingt zu ständiger Auswahl unter 
den zur Verfügung stehenden Produktibnsmöglichkeiten. 
Je günstiger, billiger 9 "wirtschaftlicher" produziert 
werden kann, desto größer ist die Auswahl 
Die bisher rationalste Form der gesellschaftlichen 
Daseinsfürsorge bietet die Industriewirtschaft. Sie 
ist die Grundlage der Wohlstandsgesellschaft. Dies 
ist die Ursache für das Streben der Entwicklungs-
länder nach Industrialisierung 

(b) Das Prinzip der Wirtschaftlichkeit in der Industrie-
wirtschaft 

o ökonomisches Prinzip: Disposition über begrenzte 
Mittel mit dem größten Nutzen und geringsten 
Mittelansätzen (Werkmäßiges Verhältnis von Kosten 
und Leistungen) 

o Grundlagen: Arbeitsteilung und Arbeitsvereinigung; 
Rationale Unternehmensführung: 
Ersetzung des Menschen durch die Maschine, 
Rationalisierung der Produktion und Unternehmens-
verwaltung durch Mechanisierung, Automatisierung; 
Massenproduktion; 
Rationelle Organisation des Absatzes 
Vor allem diese Grundlagen der Industriewirtschaft, 
die ein ausgebautes Bildungswesen erfordern, sichern 
eine ständige Erhöhung der Produktivität und damit 
steigenden Wohlstand (Einkommen). 
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o Die moderne Industrietechnik beruht auf dem Ein-
satz und dem ständigen Ausbau eines großen Produk-
tionsapparates (Fabriken , Maschinen) , der vor 
allem zur Erzeugung der Produktionsmittel 
nötig ist , also nur mittelbar der Konsumgüter-
produktion dien1 . 

(c) Die moderne Geld- und Kreditwirtschaft 

o Ohne Geld ist die moderne Arbeitsteil~ng und 
Spezialisierung in der Wirtschaft nicht möglich . 
Geld ist Tauschmi ttel und Wert- oder Recheneinheit . 
Die moderne Form i st das Papier- und Bank- (Giral- ) 
geld . Daneben gibt es die Scheidemünzen . 
Das Papi ergeld wird nicht als Ware verlangt , 
sondern wegen der Ding e , die damit gekauft werden 
können . Geld beruht auf ge s ellschaftlicher 
Übereinkunft . 

o Die mengenmäßige Beschränkung der Ausgabe von 
Papi ergeld durch die staatlichen Notenbanken 
(Banknoten) verleiht dem Papiergeld seinen Wert . 
Eine besonders gr oße Bed eut11ng hat in der 
modernen Industriewirtschaft das Giralgeld . 
Ohne diese Kreditwirtschaft könnte die moderne 
Industriewirtschaft nicht funktionieren . 

o Die 'Finanzierung der laufenden Produktion und 
der zusätzlichen Investitionen (Neubau von 
Fabriken , Kauf zusätzlicher Maschinen) erfolgt 
in der Regel kurzfristig durch Bc~.nkkredi te , 
langfristig durch die Ausgabe von Aktien . Funktion 
der Börsen . Bedeutung der "Selbstfinanzierung". 
Die Bedeutung der modernen Geld- und Kredit -
wirtschaft hat zu einer engen Verzahnung der 
Industriebetriebe mit den Geschäftsbanken geführt . 

2 . Die Organisation der Industriewirtschaft 

( a ) Die Kapitalgesellschaft (AG, GmbH) als vorherr-
·schende Unternehmensform der modernen westlichen 
Indust r iewirtschaft . 
Di e Bedeutung der Aktie als Finanzierungsquelle ; 
Die Struktur der Aktiengesellschaft : Hauptversamm-
lung der Aktionäre, Aufsichtsrat, Vorstand (Ver-
gleich VEB) ; 
"Regime der Manager" (Vorstand) : Vor- und Nachteile 
gegenübe r der reinen Unternehmerwirtschaft; 
Di e Stellung des Eigentümers ; 
Die Holdinggesellschaften 
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(b) Die Betriebskonzentration als Wesensmerkmal der 
Industriewirtschaft (Konzern, Trust) 

o Betriebswirtschaftliche Vor- und Nachteile des 
Großbetriebes: 
z.B. vertikale Verbundwirtschaft (Kohle, Eisen, 
Stahl, Walzwerke); 
größere Sicherheit durch breites Produktions-
programm; 
Bürokratisierung; 
Gefahr der Fehlinvestitionen 

o Die Entstehung von Großunternehmen führte zu 
oligopolistischen Märkten, d.h. es gibt nur 
noch wenige, aber sehr große Produzenten 
( "An b i et er" ) . 
Beispiele: Autoindustrie, einsohließlich 
vieler Zubehörteile; 
Rundfunk-, Fernseh- und Schallplattenindustrie; 
Waschmaschinen-, Kühlschränkeindustrie 

o Kartelle sind Zusammenschlüsse selbständig 
bleibender Unternehmen zu einem bestimmten Zweck. 
Die wichtigste und zugleich gefährlichste 
Form für die Marktwirtschaft ist das Preiskartell. 

(c) Die Verbände der Wirtschaft 

Zur Wahrnehmung von Interessen aller Art besteht 
eine große Anzahl von Verbänden in der gesamten 
Wirtschaft. Die Industrie ist vor allem in ·Form von 
-Fachverbänden (BDI als Spitzenverband) 
-Arbeitgebervereinigungen (BDA als Spitzenverband) 
-Regionale Industrie- und Handelskammern · 
organisiert. Die Mitgliedschaften überschneiden 
sich. Die Verbände sind primär zur Ordnung der 
eigenen Angelegenheiten, zum Teil auch zur Wahr-
nehmung der Interessen gegenüber Dritten (z.B. 
Arbeitnehmerverbänden) gebildet. Sie wirken auch 
in die Politik hinein 

3. Der Mensch in der westlichen Industriewirtschaft 

(a) Der Arbeitnehmer: 

Vergleich der Arbeit in einem Industrieunternehmen 
mit der in einem Handwerksbetrieb (Besichtigung) 
Die Folgen der Spezialisierung und der Automati-
sierung für den Arbeitnehmer 
Arbeit für Lohn und Einkommen oder "Ethos der Arbeit" 
Die Siche~Hcit von Arbeitsplatz und Einkommen 
Bildung ·1on Bigentum 
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(b) Die Gewerkschaften als Vertretung der Arbeitnehmer: 
Betriebsräte und Personalräte 
Die Mitbestimmung 
Einheitsgewerkschaften und Richtungsgewerkschaften 

(c) Der Selbständige: 
Die Chance freier Entfaltung aller Kräfte 
Gewinnstreben und Risikobereitschaft 
Das Probleill Sicherheit und Vorsorge 
Bedeutung des Privateigentums für die Selbständigen 

(d) Der Verbraucher : 
Sind die Bedürfnisse des Menschen unbegrenzt? 
Die Bedeutung der modernen Reklame 
Konsumieren oder Sparen 
Die Rolle des Konsumenten in der Marktwirtschaft: 

. Objekt und Subjekt 
Verbraucherorganisationen 

B PROBLEME DER MARKTWIRTSCHAFT 

~ · Die Lenkungsfunktion des Preises 

(a) Das Prinzip: Preisautomatismus und Konkurrenzwirt -
schaft . Nicht ein zentraler Befehl, sondern Preise, 
die sich auf unzähligen "Märkten" (aller Güter) 
durch das Angebot eines Gutes und die Nachfrage 
danach bilden, lenken den Einsatz der Produktionsmit-
tel , der zur Verfügung stehenden Finanzierungsmittel, 
der Arbeitskräfte . 
Bei freiem Wechselspiel von Angebot und Nachfrage 
sorgt der Wettbewerb der Produzenten für eine 
schnelle und gute Versorgung mit den nachgefrag-
ten Gütern ("Der Konsument ist König."). 
Die Freisetzung der privaten Initiative und die 
Chance zunächst höherer Verdienste geben der 
freien Marktwirtschaft eine große Anpassungsfähig-
keit an Veränderungen der Nachfrage und eine 
gewaltige Expansionskraft . 

(b) Die Realität : Wettbewerbsbeschränkungen 

'Die Produktion erfordert den Einsatz immer 
größerer (und teurerer) Maschinen und Fabriken. 
Deren Kosten (fixe Kosten) schwächen die An-
passungsfähigkeit. In der Konkurrenzwirtschaft 
liegen für den Anbieter (Produzenten) große Chancen , 
schnell und viel zu verdienen. Gleichzeitig trägt 
er allein aber auch das Risiko . Die daraus 
resultierende Unsicherheit veranlaßt die Anbi eter 
vielfach zur Ausschaltung des Wettbewerbs durch 
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Absprachen über Preise, Absatz, Verkaufsbedin-
gungen ( Kartelle ). Durch Kartelle wird der 
Vorteil der Marktwirtschaft in Frage gestellt. 
Künstliche Preisfestsetzungen führen zur Benach-
teiligung des Verbrauchers (Nachfrage nach 
Konsumgütern). · 

(c)_Versuche des Staates, Wettbewerbsbeschränkungen 
zu verhindern: 

( d ) 

Das Kartellgesetz in der Bundesrepublik Deutschland 
Die Antj_monopolpolitik in den USA 

Der Arbei ts"markt" 

o Das natürliche Übergewicht des Arbeitgebers gegen-
über dem einzelnen Arbeitnehmer: Mangelnde 
El2.stizi tät des Angebots an Arbeit ( "Marktwidrig-
keit des Arbeitsangebots") . 
Beispiel: Ein Arbeiter kann bei sinkendem Preis 
(Lohn) ein (Arbeits-)Angebot nicht einschränken 
oder ga.nz zurückziehen; er würde verhungern. 

o Auf dem Arbei ts"markt" ist der Preis (Lohn) 
durch Tarifverträge für eine bestimmte Zeit fest-
gelegt. Arbeitsgerichte legen die Tarifverträge 
aus. Die Festsetzung des Preises der Arbeit 
(Lohn) erfolgt durch Monopolorganisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer (Gewerkschaften). 
Dabei spielt die jeweilige Marktlage (Organisa-
tionsgrad, Konjunktur) eine erhebliche Rolle. 

o Hauptmittel des Lohnkampfes sind Streik und 
Aussperrung. Der Staat kann gesetzliche Bestimmun-
gen für die Schlichtung von Arbeitskämpfen 
erlassen (Beispiel: Weimarer Republik, USA). 
Freiwillige Schlichtungsvereinbarungen der 
"Sozialpartner" können Staatseingriffe ver-
meiden helfen . 

2. Das Problem der Wirtschaftskonjunkturen 

(a) Das Konjunkturphänomen 

o Wirtschaftskonjunkturen sind zyklisch-periodische 
Veränderungen gesamtwirtschaftlicher Größen 
(z.13. Volkseinkommen, Gesamtbeschäftigung, 
Produktion und Preise, Investitionen, Gesamt-
nachiracb, Ersparnisse). 
In der Gegenwart treten die verschiedenen Phasen 
des Kon~unkturzyklus - Aufschwung, Krise, Ab-
schwung, Depression - als übersteigerter Auf-
sc1rnung ("Konjunkturüberhitzung") und Abschwächung 
("Rezession") in Erscheinung . 
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BeP'leitet werden Aufschwung und Abschwung auf 
d e~ Geldseite gewöhnlich von inflatorischen 
und deflatorischen Bewegungen der Pr eise . 
Bemerkenswert i st in der Gegenwart die an- , 
haltend inflatorische Tendenz auch in der Ab-
schwächung ( "Rezession " ) . Inflation und 
Deflat i on (z . B. in der Weltwirtschaftskrise 
~930 - 33) sind gleichermaßen gefährlich . 

o . Di e Bedeutung von Investieren , verbrauchen 
und Sparen für die konjunkturelle Entwicklung 

(b) Staat liche Kon junkturpolit i k 

o Bis zur Weltwirtschaftskrise wurden Krisen 
und Depressionen als marktwirtschaftlich not-
wendige Anpassungsvorgänge angesehen . Die große 
Krise bewies , daß der Staat aktiv in die Kon-
junkturbewegung eingreifen muß, um schwere 
Störungen i n Wirtschaft und Staat zu vermeiden 
oder zu beseitigen . 

o Instrumente staatlicher Konjunkturpolitik 
( "ant i zyklischer Konjunkturpolitik") sind : 
Steuerpolitik , Zollpolitik , Außenhandelspolitik , 
konjunkturo r ientierte Gestaltung des Staats-
haushalts ( 11 fiscal policy11 ) . 

o Die Europäisbhe Wirtschaftsgeme i nschaft und 
die weltwirtschaftliche Integration zwingen 
zu einer Abstimmung der nationalen konjunkturpo-
li tischen Maßnahmen . 

(c ) Die Währungspolitik 

o Di e Sicherung der Währung nach innen und au i3en 
is t Aufgabe der staatlichen Notenbank, in der 
Bundesrepublik Deutschland der "Deutschen 
Bundesbank 11 • Sie ist una bhängig von der Regierung . 

o Die Notenbank 11 manipuliert 11 die Währu'ng durch 
Einengung oder Erweiterung des Kreditspielraums 
der Geschäftsbanken . Ihre wichtigsten Mittel sind 
dabei 
Die 11 0ffenmarktpoli tik" 
Die 11 Iviindestreservepolitik'1 

Die 11 Diskop.tpolitik 11 

o Die Notenbank kann niemals allein die Konjunk-
turschwankungen ausgleichen . Ihre Beeinflussung 
von Geld und Kredit muß durch Maßnahmen des 
Staates ergänzt werden . Im Zeichen freier '1Kon-
v ertibili tät " der Währungen sind ihre Möglich-
keiten darüber hinaus durch ausländischen Ein-
fluß begrenzt . Beispiel : Die Verpflichtung zum 
Ankauf von Devisen führt zu einer Vermehrung des 
inländischen Geldvolumens . 
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3 . Die I nterdependenz von demokratischem ~echtsstaat 
und marktwi rtschaft lichem System 

( a) Staaten mit freihei tliche-r Grundordnung respek-
tieren die freie wi rtschaftliche Betätigung 
gr undsätzlich . 
Die Anerkennung der freien Entfaltung von Gruppen 
und Indivi duen schließt eine Zwangswirtschaft aus. 

o Staatliche Eingriffe in die Wirtschaft haben 
ein unterschiedliches Ausmaß . 
Beispi ele : 
Die verstaatlichten Industr i en Großbritanniens 
und Frankreichs mit staatli chen Aufsichts-
behörden -
Die jiihrliche Aufstellung vorausschauender 
Wirtschaftsrechnungen durch die Regierungen in 
den USA, Schweden und durch die EWG - . 
Die Verpflichtung des amerikani schen Präsiden-
ten , eine Voll beschäftigungspolitik zu betreiben 
(Vollbeschäfti gungsgesetz von 1947) -

o Die Konzeption der "sozialen Marktwirtschaft " 
in der Bundesrepublik Deutschland 

(b ) Die Problematik der Wirtschaftspolitik in den 
pluralistischen Demokratien: 
Die Aufspaltung wirtschaftspolitischer Kompetenzen 
i nnerhalb der Regierung -
Die politische Unabhängigkeit der Notenbank -
Die Autonomie der Sozialpartner -
Die Vereinbarkeit der wirtschaftlichen Ziele: 
Vollbeschäftigung - Sicherung der Währung nach 
i nnen und außen - stetiges Wachstum 

(c) Mar ktwirtschaft und Sozialstaat 

Die Verwirklichung des Sozialstaates zwingt zu 
i mmer neuen Eingriffen in die Marktwirtschaft : 
Die "dynamische " Rente als Beispiel soz i alpoliti-
scher Einflußnahme auf die Wirtschaftskonjunktur -
Der wachsende Anteil des Staates am Sozialprodukt -
Sozialer Wdhnungsbau trotz anhaltender Konjunktur-
überhitzung -
Die Möglichkei i:en der Vermögensbildung durch die 
Arbeitnehmer : Sparprämien, Volksaktien, Förderung 
des Eigenheimbaues , 
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C PROBLEMEDER ZENTRALVERWALTUNGSWIRTSCHAFT 

1 

1. Idee und Wirklichkei t zentraler Planung un_d Verwaltung 
der Wirtschaft 

( a) Di e Probleme der Pl anerstellung 
Pl än e ersetzen di e Lenkungsfunktion des Pre i ses . 
Di e Entscheidung über de~ Einsatz verfügbarer Mittel 
erfo l gt nach pol i tischen Zweckmäßigke i tserwägungen 
( Letzte Instanz ist die Staatsparte i ); 
Pe r spekt i vpläne (S i eben- Jahres- Plan) und Volks -
wi rtschaftspläne für jedes Jahr . 
Wegen der zahllosen Abhängigkeiten innerhalb von 
Produktion , Finanzierung , Absatz und Konsum muß 
neben dem zentralen Plan eine große Zahl von Ein-
zelplänen stehen , di e alle aufeinander abzustimmen 
sind . Neben den techni schen Problemen solcher 
Pläne steht der Zwang zum Aufbau einer großen 
Planungsbürokrat i e . 

(b) Die Sicherung der Plandurchführung 
Notwendigkeit ständi ger Kontrollen mit einem 
entsprechend großen Apparat ; 
Hauptkontrollorgane sind: Die Parteiinstanzen , 

d i e Banken - über die 
Mittelzuweisung (Finanzie-
rung) - 1 die Staats-
anwaltschaft. 

Das Netz von Überwachungsorganen soll verhindern , 
daß Ausfall oder mangelnde Planerfüllung an einer 
Stelle den Gesamtplan gefährden . Ein ung ewöhnliches 
Ausmaß von Strafandrohungen ohne allzu präzise 
Festlegung der Straftatbestände ist die Folge . 

(c) Di e "Disproportional itäten" 
Fehler in de r Planung und ungleiche Planerfüllung 
führen zu 11 Disproportionalitäten". Ähnlichkeit 
mit den Konjunkturen in der Marktwirtschaft . 
Beispiel: Durch Planübererfüllung in unwichtigen 
Wirtschaftszw~igen und Ni chterfüllung der Pläne, 
z .B. für Produktionsmittel, ist zwar der Plan zu 
100 Prozent erfüllt , dennoch sind erhebliche 
Umstellungen der Neuplanung nötig . 

2 . Das Problem der Dynamik in der Zentralverwaltungs-
wi rtschaft 

(a) Die Bürokratisierung der Wirtschaft: 
Planungs - und Kontrollbürokratie 
Lähmung unternehmerischer Initiative 
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Die Rolle der (ungeplanten) Selbsthilfe ("Korruption") 

( b) Der fehlende Leistungsanreiz: 
''Rennecke-Bewegung 1' 

·Ehrentage und Orden 
Das "Prinzip der materiellen Interessiertheit" 
"Sozialistischer Wettbewerb" 

(c) Fortschritte trotz mangelnder Dynamik und 
Unwirtschaftlichkeit! 
Relativität der Wachstumsraten i~ Vergleich zu den 
westlichen Industrienationen: 
- Unterschiedliche Ausgangspositionen 
- Sättigungsgrad im Westen. (Einfachstes Beispiel: 

die sog. "DDR" hat die Bundesrepublik Deutschland 
im Brotverbrauch "überholt", weil dort inzwischen 
hochwertigere Nahrungsmittel bevorzugt werden.) 

3 . Die Interdependenz von totalitärer Ordnung und 
zentralgelenkter Wirtschaft 

(a) Der Totalitätsanspruch des Staates bezieht die 
Wirtschaft ein: 
Staatseigentum statt Privateigentum -
Die Wirtschaft im Dienst der politischen Ziele 

(b) Der Staat als Gesetzgeber und Arbeitgeber: 
Vorrang des Arbeitgeberinteresses, da zugleich 
Staatsinteresse -
Unmöglichkeit wirksamer Wahrnehmung der Arbeitnehmer-
interessen, z .B. durch Streik, da gleichbedeutend 
mit Auflehnung gegen den Staat. 

(c) Die sozialen Rechte des einzelnen 

Das ideologische Argument: Enteignung und "Volks-
eigentum" als wichtigste "soziale Errungenschaft" -
Vorrang politisch-ideologischer Ziele vor Sozial-
politik und Verbesserung des Wohlstandes -
Die Fragwürdigkeit des Arguments, der Verlust an 
"formaler" Freiheit werde durch "soziale Sicherheit" 
kompensiert . 
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THEMA ): STAAT UND POLITIK 

A DIE POLITISCHE ORGANISATION DEH GESELLSCHAFT 

1 . Gesellschaft - Politik - Staat 

(a ) Die Aufgabe der Pol i tik ist Ordnung und Sicherung 
des Zusammenlebens der Menschen (politische Funktion 
de r Gesellschaft ). 
Eine freie Gesellschaft ist dadurch gekennzeichnet , 
daß sich die Gruppen und Individuen an der Bildung 
des pol i tischen Willens beteiligen können . Dazu 
kommen sie auf Gr und bestimmter Ordnungsvorstellun-
gen , Interessen und/oder auch aus persönlichem 
Ehrgeiz. 

(b) De r Staat i st di e zentrale Institution der Politik . 
Koordinierung de r widerstreitenden Gruppen zu für 
die gesamte Gesellschaft verbindl i chen politischen 
Entscheidungen ( "St aatswille"). 
Beispiele für widerstreitende Gruppen : 
Ressorts im absolutistischen Staat, 
Cliquen im totalen Staat, 
Par teien und Ve r bände im plural i stischen Staat . 

(c) Das "Monopol physischer Gewaltsamkeit" (Max Weber) 
ist das Mittel des Staates, um die Allgemeinverbind-
l i chkeit des Staatswillens durchzusetzen . 
De r Staat darf und soll zum Schutz der Gesellschaft 
vor inner.en und äußeren Feinden Zwang anwenden . 
Neben der Politik unterscheidet man als gesellschaft-
l i che Grundfunktion mindestens noch die Wirt~chaft 
und aas Geistesleben (Bildung, Kunst, Religion) . 
Alle diese Funktionen greifen ineinander . Keine 
politische Organisation ist denkbar ohne Einflüsse 
von den. anderen Funktionen her. Kein Staat erfüllt 
seine Aufgabe , wenn er nicht für ein gewisses 
Gleichgewicht der gesellschaftlichen Kräftegruppen 
sorgt. 
Es müssen zwei Extreme vermieden werden: 
Das eine Extrem ist der totale Staat, der jede 
Selbständigkeit anderer Gruppen unterdrückt (Carl 
Schmi tt : "Ident i tät von Staat und Gesellschaft") . 
Das andere Extrem ist die "Herrschaft der Verbände" 
(Eschenburg) ; hier ist der Staat nur noch Spielball 
wirtschaftlicher oder kultureller Machtgruppen (Vor-
wurf der autoritären Staatslehr e gegen Bonn: "Die 
Bundesrepublik als Staat ist zu einer Funktion der 
Gesellschaft geworden " ) . 
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2. Die Macht 

(a) Macht ist in allen Bereichen der Gesellschaft 
vorhanden. 
Wirtschaftsmacht gibt es z.B. auf dem Waren-, Geld-
und Arbeitsmarkt. 
Politische Macht (Einfluß) gehört zur Durchsetzung 
von Ordnungsvorstellungen. 

( b) Die Ausübung der poli tisehen Macht durch den Staat 
heißt Herrschaft. 

(c) 

Herrschaft wird auch in der Demokratie ausgeübt. 
Mit jeder Machtausübung ist die Gefahr des Macht-
mißbrauchs verbunden: 
Hypertrophie des "Führers"; 
Herrschaft kleiner oligarchischer Gruppen; 
"Macht korrumpiert; absolute Macht korrumpiert 
absolut 11 

Versuche zur Begrenzung politischer Macht 
Errichtung von Gegenmacht (Opposition, freie Presse); 
Aufteilung der staatlichen Macht (Gewaltenteilungs-
prinzip); . 
Verschränkung politischer Macht (gegenseitige 
Kontrolle der Machtträger); 
Föderalismus als "vertikale" Gewaltenteilung; 
Die tatsächliche Bedeutung von Verfassungen 

3. Die Sicherung einer dauerhaften politischen Ordnung 

(a) Die Problematik einer bloßen Gewaltherrschaft: 
"Mit Bajori.etten kann man alles Mögliche machen, 
nur nicht . darauf sitzen" 

(b) Die Legitimierung von Herrschaft 
Typen legitimer Herrschaft (Max Weber): 
Die traditionale Herrschaft 
Die charismatische Herrschaft 
Die rationale Herrschaft 
In der Wirklichkeit verwischen sich die Grenzen 
zwischen begrifflich klar zu trennenden Erschei-
nungen. Sozialwissenschaftliche Begriffe sind 
idealtypisch. 
Der Mißbrauch traditional legitimierter Macht: 

patriarchalische Willkür; 
I charismatisch legitimierter Macht: 

Führerwillkür; 
rational legitimierter Macht: 
bürokratische Willkür. 
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(c) Freiheit und Ordnung 
Entscheidend für den Charakter eines Staates 
ist das Verhäl t nis zwischen der Willensbildung 
durch Befehl einersei ts und freiwillige Übereinkunft 
andererseits , d . h . zwischen Herrschaft und 
Genossenschaft . 
Die Gefahr eine r Überspannung des Ordnungsgedankens : 
Verlust der Korrekturmöglichkeiten; 
Gefahr der Revolution 
Die Gefahr einer Überspannung des Freihe i tsgedankens 
(vgl . VI 1 A 3. ) 

B DIE VORSTELLUNGEN VON EINER RICHTiyEN POLITISCHEN Oß-DNUNG 

1 . Di e Maßstäbe politischer Ordnungen 

(a) Es gibt Maßstäbe politischen Handelns , die frag-
wür dig sind 
infolge ihrer Zeitgebundenheit (z .B. Nationalsozialis-
mus , Obrigkeitss t aat , Klassenkampf), 
infolge ihrer immanenten Inhumanität (z . B. Rassen-
ideologie, Klassenkampfideologie) . 
Die größte Gefahr geht von einer Gruppe aus, die 
mit einem umfassenden Sendungsbewußtsein und mit 
dem Anspruch auf Allgemeinverbindlichkeit' die 
Herrschaft erstrebt oder erlangt. 

(b) Notwendig ist der Aufbau einer politischen Ordnung , 
die der Würde des Menschen entspri cht . 
Eine derartige Ordnung muß sich gründen auf : 
Humanität und Anerkennung der Grundrechte des 
Menschen und des Bürgers . (Z .B.: Gleiche Möglichkei ten 
für alle , sich in größtmöglicher Freiheit von Zwang , 
Dr uck und Not zu entfalten; 
Toleranz; 
Solidarität mit jedem Hilfsbedürftigen und Notlei -
denden; 
Ge r echtigkeit im Sinne allgemeingültiger Vorstel l un-
gen über die Gerechtigkeit). 

2 . Das Ideologieproblem 

(a) Definition und Funktion der Ideplogie: 
· I deologien sind in der Regel Mittel zur Verschleierung 

von Gruppeninteressen und7oder zur Rechtfertigung 
von Meinungen und Wertungen , deren Richtigkeit un-
beweisbar ist . Ideologien sind auch Ideensysteme zur 
Rechtfertigung politischer Ordnungen . 
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Die Ideologie hat eine gruppen- und gesellschafts-
integrierende Funktion. Beispiel: Nur der x-Verband 
sichert das Wohl der :Mitglieder und damit das 
Gemeinwohl. 

(b) Die politische Bedeut~ng der Ideologie 
Die durch die Ideologien geeinten Mitglieder einer 
Gruppe können infolge ihrer Geschlossenheit 
politisches Gewicht und politischen Einfluß ge-
winnen, der sich sowohl für wie gegen das Gemeinwohl 
auswirken kann. 

3. Die Problematik der Gerechtigkeit 

(a) Allgemeingültige Vorstellungen über Gerechtigkeit 
Der unauflösbare Zusammenhang zwischen Gerechtigkeit 
und wahrem Sachverhalt. (Wahrscheinlich ist von 
keinem Menschen zu irgendeiner Zeit ein Richter 
für gere~ht gehalten worden, der aus Niedertracht 
einen Menschen für eine Tat verurteilt, die dieser 
- wie der Richter genau weiß - nicht begangen hat.) 
Der unauflösbare Zusammenhang zwischen Gerechtigkeit 
und der Möglichkeit, bestimmte Normen oder Forde-
rungen zu erfüllen . (Wahrscheinlich ist von keinem 
Menschen zu irgendeiner Zeit ein Richter für gerecht 
gehalten worden , der einen Menschen wegen Nicht-
erfüllung einer Forderung verurteilt hat, die zu 
erfüllen objektiv unmöglich war.) 
Der unauflösbare Zusammenhang zwischen Gerechtigke i t 
und Gleichheit. (Wahrscheinlich ist von keinem 
Mensahen zu irgendeiner Zeit ein Richter für gerecht 
gehalten worden, der im Rahmen des in einer Gesell-
schaft geltenden Wertsystems zwei Täter, die die-
selbe Tat unter denselben Bedingungen begangen haben , 
ungleich behandelt . ) 

( b) Gerechtigkeit und die Verteilung der Güter ("Ver-
teilende Gerechtigkeit") 
Die Problematik gerechter Lösungen: 
"Jedem das Seine" - "Jedem das Gleiche" 
Die Konsequenzen umfassender Verteilungsaufgaben 
des Staates (die.Problematik des Versorgungs-
staates): 
Konflikt mit dem Anspruch auf freie Entfaltung; 
Der Gedanke 'der Subsidiarität 

(c) Gerechtigkeit und positives Recht (als Beispiel 
für Konfliktmöglichkeiten zwischen dem Naturrecht 
und dem positiven Recht) 
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Positives Recht sind die geltenden Rechtsregeln 
aller Art (z.B. des BGB, des StGB) , nach denen 
Rechtskonflikte von den Richtern entschieden werden. 
Die geltenden Regeln können auf geschriebenem 
( "gesetztem"= Gesetz) oder ungeschriebenem ("Common 
Law ") Recht beruhen . 
Das positiv e Recht dient der Ordnung des mensch-
lichen Zusammenlebens . 
Im Rechtsstaat wird es von unabhängi~en Richtern 
angewendet . Damit wird die willkürliche 
Anwendung der Rechtsregeln verhindert, Rechtss i cher-
heit garantiert . 
Die Rechtssicherheit kann in Konflikt mit der 
materiellen Gerechtigkeit stehen . Daher muß das 
positive Recht ständig an der Vorstellung des 
Naturrechts gemessen und korrigiert werden . 

4. Das Gemeinwohl 

(a) Eine demokratische Ordnung muß sich in der Spannung 
zwischen Freiheit und Gleichheit beha~pten . 

Sie muß auf der einen Seite dem einzelnen die Ent -
faltung seiner Persönlichkeit sichern . 
Auf der anderen Seite muß sie allen Gliedern der 
Gesellschaft gleiche Chancen der Sicherheit, der 
Teilnehme am öffentlichen Leben und der Entfaltung 
geben . 
Dies'e Spannung ist um so schärfer, je stärker dabei 
die Interessen der bisher bevorzugten und der bisher 
benachteiligten Schichten auseinanderklaffen . 

( b) Der Ausgleich der Spannungen ist da::s "Gemeinwohl" , 
das nicht außerhalb der Gruppeninteressen , sondern 
nur durch ihre Abstimmungen aufeinander . zu ver-
wirk.liehen ist . 
Die Behauptung von einem "vorgegebenen" Gemeinwohl 
(zurückgehend auf Rousseau), von der Möglichkeit 
einer absolut richtigen politischen Entscheidung, 
führt notw~ndigerweise zum Totalitarismus . 
Der Totalit~tsanspruch wird dort vermieden, wo die 
allgemeine Uberzeugung vorherrscht , daß das "Gemein-
wohl " stets im Wettstreit der Meinungen und Inter-
essen neu gefunden werden müs s e (Gefahr von Meinungs-
monopolen ! ). Grundlage dafür ist die gemeinsame 
Anerkennung der Freiheit und des gleichen Rechts 
des anderen sowie der Möglichkeit , daß die Überzeu-
gung des anderen richtig ist (Toleranz in der 
Politik : das Recht auf Opposition, Schutz der 
Minderheiten). · 

(c) Die "freiheitlich-demokratische Grundordnungn 
(Art . 21,2 GG) in der Bundesrepublik Deutschland 
als ein Beispiel für die verfassungsmäßige Veran-
kerung bestimmter Wertvorstellungen . 
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C GRUNDFRAGEN PO~JTISCH~R WILLENSBILDUNG __ T].J"'lfD- _AUSÜBUNG 

Es wird empfohlen, die folgenden Grundprobleme unter 
vergleichender Betrachtun~ der Wiliensbildung in 
verschiedenen modernen politischen Ordnungen zu behandeln . 

1 . Demokratische und autokratische Formen der p6litischen 
Willensbildung 

(a) 11 Die Staatsgewalt geht vom Volke aus " 
Wahlen in den freiheitlichen Demokratien; die Be-
deutung der Mitgliedschaft in Parteien und Ver-
bänden; 11 Scheinwahl en 11 in totalitären Staaten; 
gesellschaftli che Organisationen als 11 Trans -
missionsriemen" 

(b) Plebiszitäre und repräsentative Willensbildung 
Sinn und Problematik der Volksentscheide; 
.Ablehnung eines "imperativen Mandats 11 der Abgeord-
neten: Fraktionsdisziplin als Schutz vor Inter-
essentenwünschen 

(c) Die Hauptfaktoren der politischen Willensbildung 
Parteien und ihre innere Ordnung : Staatsparteien; 
Die Rolle der Verbände ; 
Öffentliche Meinung und 11 Meinungsmache 11 ; 

Die Funktion der Parlamente ; 
Regierungen als Führungs- und Ini tiat i vorgan 

(d) Die Parteien in der demokratischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung: 
o Klassen~arteien , Weltanschauungsparteien und 

Programmparteien , 
o Zwei-Par~eien-System und Viel- Parteien-System , 
o Spannungsverhältnis zwischen Parteiinteresse 

und Staatsinteresse, 
o Innerparteiliche Demokratie , innerparteili che 

Richtungskämpfe, 
o Politik als Beruf, Einfluß des "Apparates", 
o Verhältnis von Partei und Parlamentsfraktion , 
o Rolle der 11 pressure groups" innerhalb der 

Parteien . 

2 . Die Bindung der politischen Willensbildung und - austibung 
an kontrollierbare Normen 

( a) 'Prinzipien recht1.sstaatlicber Bildung und Ausübung 
des Staatswillens 
Die Bedeutung von Verfassungep; 
Die klassischen Grundsätze des Rechtsstaates ; 
Die Anerkennung einer Opposition 
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(b ) Erscheinungsformen willkürlicher Bildung und ,, 
Ausübung des St aatswi llens 
Die Verfassung als Mittel zur Verschleierung der 
wahren Verhältnisse; 
Der Staat als Instrument einer Partei ; 
Doppeltes Recht (Nationalsozialistischer Doppels t aat) ; 
Beseitigung der richterlichen Unabhängigkeit 

3 . Der Umfang staatlichen Machtanspruchs 

( a) Der staatliche Macht anspruch erstreckt sich' auf 
a 1 1 e Bereiche der Gesellschaft : Der totale Staat. 
Alle gesellschaftlichen ·Funktionen werden durch 
die politischen Machtträger kontrolliert , z . B. 
Kunst . 
Äußerste Form : Die 11 Umgestaltung" der Menschen 

( b) Der staatliche Machtanspruch erstreckt sich auf 
T e i 1 bereiche der Gesellschaft: Der pluralistische 
Staat. 
Hauptfunktionen : Si cherung und Ordnung; 
Von hier aus aber auch Einflußnahme auf Wirtschaft 
und Bildung; 
Für Machtausdehnung des Staates ist entscheidend , 
ob die nichtstaatlichen Gruppen und Individuen 
versagen . 
Hier auch : Verhältnis Staat - Kirche 

Verhältnis Staat - Wirtschaft 

4 , Die Sicherung von Freiheit und Wohlstand 

(a ) Sozialpolitik 
Formale und materiale Freiheit; 
Bauernbefreiung und Arbeiterkoalitionen im 
19 . Jahrhundert; 
Die Notwendigkeit der materiellen Sicherung; 
Die Prinzipien der Sozialpolitik im Wandel der 
gesellschaftlichen Verhältnisse 

(b) Staat und Wirtschaft (vgl. VI, 2) 
Steuer- und Ausgabenpolitik; 
Der Staat als .allein (totaler Staat) verantwort -
l i ches Wirtschaftssubjekt 

(c) Staat und Bildungswesen; der mündige Staatsbürger; 
Zusammenhang von Bildungswesen und wirtschaft -
lichem Wachstum 

(d) Das Spannungsverhältnis von .Freiheit und Sicher-
heit im Wohlfahrtsstaat . · 
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]) Probleme des Zusammenlebens .der Völker 

Kennzeichnendes Merkmal der gegenwärtigen Welt ist die 
immer enger werdende Verflechtung aller Bereiche des 
menschlichen Lebens über die sehr unterschiedlichen 
nationalen Ordnungen hinaus. Bei den folgenden Themen 
handelt es sich um offene Fragen. 

1. Das Spannungsverhältnis zwischen Staatsinteresse und 
den ethischen Prinzipien des einzelnen in der 
Außenpolitik 

(a) Bestimmende Momente des Staatsinteresses 
(z.B. Erhaltung des Friedens; Integrität der 
Grenzen; Wirtschaftliche Lebensfähigkeit" 
Geographische Lage (z.B. Finnland) ) 

(b) ])ie persönliche Bewertung außenpolitischer Ereignisse 
Beispiele: Westliche Intervention anläßlich des 
17. Juni 1953 und des Ungarnaufstandes? 
Reaktion auf den 13. August 1961 

(c) Sinn und Problematik von "Kreuzzügen" 
für Religionen; für die Freiheit; für d.as Abendland; 
für die kommunistische Weltordnung; für die 
Demokratie. 

2. Völkerrechtliche Verträge als Instrumente friedlicher 
Beziehungen 

bellum iustum - bellum iniustum 
pacta. sunt servanda 
])ie Problematik der Durchsetzung des Völkerrechts 
Völkerrecht als Bestandteil des GG; Internationaler 
Gerichtshof; Macht und Recht in der Außenpolitik. 


